
rücksichtigt:
✦ die im Landesausschuss für Er-
wachsenenbildung am 30.04.1999 
verabschiedeten Vorschläge,

✦ das Ziel, dass die Landespolitik 
Einfluß auf den Gesamtbereich der 
Erwachsenenbildung behält,
✦ die Notwendigkeit, Professiona-
lität und Leistungsfähigkeit der Er-
wachsenenbildung zu erhalten,
✦ eine getrennte Budgetierung der 
Finanzhilfe und der Personalkosten-
zuschüsse.
Walter wies darauf hin, dass die Ein-

richtungen der Erwachsenenbildung da-
von ausgehen konnten, dass  - entspre-
chend den Aussagen der Politiker - nach
umfangreichen Einsparrunden in den
vergangenen Jahren die Erwachsenen-
bildung ihren Anteil an der Sanierung
der Landesfinanzen erbracht hatte.

Besonderes Augenmerk richtete
Walter noch auf die Verwaltungsstelle.
Weder hier noch an anderen Stellen der
Einrichtungen der Erwachsenenbildung
ist ein überhöhter Verwaltungsaufwand
feststellbar. Der Anteil für Verwaltung-
stätigkeit ist, gemessen an anderen Be-
reichen der Landesverwaltung, als sehr
gering anzusehen. Die von allen Seiten
anzuerkennende Fachkompetenz der

Am 06.05.1999 hatte der Nie-
dersächsische Bund für freie
Erwachsenenbildung e. V. zum
Parlamentarischen Abend in
die Räumlichkeiten des Leine-
schlosses gebeten. Ca. 60 Ver-
treter der Landespolitik und
der Einrichtungen des Nieder-
sächsischen Bundes waren
der Einladung gefolgt. Der
Abend wurde zum Anlass ge-
nommen, über die weitere Ent-
wicklung der Erwachsenenbil-
dung zu diskutieren. Der Vor-
sitzende des Niedersächsi-
schen Bundes, Jürgen Walter,
eröffnete die Runde der Kurz-
referate. Es folgten der Mini-
ster für Wissenschaft und Kul-
tur, Thomas Oppermann, die
Sprecherin für Erwachsenen-
bildung der CDU-Fraktion, Ka-
trin Trost, der Sprecher für Er-
wachsenenbildung der SPD-
Fraktion, Wolfgang Wulf und
die Sprecherin für Erwachse-
nenbildung der Grünen-Frakti-
on, Brigitte Litfin.

ürgen Walter begrüßte die Teilnehmer

des Parlamen-
tarischen
Abends. Er refe-
rierte kurz die
Entwicklung

des bestehenden Erwach-
senenbildungsgesetzes
(EBG) und äußerte Zweifel
an der Notwendigkeit zum
Erlass eines neuen Geset-
zes. Insbesondere formu-
lierte er die folgenden
Vorbehalte:

✦ die Auflösung der
Einheit der 

anerkannten Erwachsenenbildung 
durch abweichende Regelungen für 
die Förderung von Volkshochschulen 
und Landeseinrichtungen
✦ die „Versäulung“ von Heimvolks-
hochschulen
✦ die beabsichtigte Förderung in 
Form eines einheitlichen Budgets 
ohne Berücksichtigung der besonde-
ren Bedingungen für Personalko-
stenzuschüsse.
Dennoch fühlt sich der Nds. Bund

nach Auffassung von Walter aufgefor-
dert, aktiv an einem Gesetzentwurf mit-
zuarbeiten. Der Vorstand hat daher ei-
nen entsprechenden Vorschlag erarbei-
tet, der offiziell durch Walter überreicht
wurde.

Diesen Vorschlag verband Walter mit
der Hoffnung, dass das Arbeitsergebnis
des Niedersächsischen Bundes in den
Beratungen des MWK und des Landta-
ges angemessen Berücksichtigung fin-
den wird. Walter drückte seine besonde-
re Freude darüber aus, dass sich der
Vorstand des Nds. Bundes, trotz hin und
wieder divergierender Auffassungen,
auf dieses Arbeitspapier verständigt hat
und damit die Geschlossenheit des Nds.
Bundes demonstrieren konnte.

Der Vorschlag des Nds. Bundes be-
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Verwaltungsstelle sollte auf jeden Fall
für die aus dem neuen EBG erwachsen-
den Aufgabenfelder und gegebenenfalls
weitere Arbeitsgebiete genutzt werden.

Ausdrücklich verwahrte sich Walter
gegen mögliche Pläne, im künftigen EBG
auf die Tarifgebundenheit zu verzichten.
Auch dieses Vorhaben kann der Nieder-
sächsische Bund für freie Erwachsenen-
bildung e. V. nicht mittragen.

Minister Oppermann nahm zu Be-
ginn seiner Ausführungen Stellung zum
bestehenden EBG. Dieses Gesetz sei gut
- aber eben auch verbesserungsfähig. Er
betonte den Stellenwert der Weiterbil-
dung in der Wissenschaft. Besondere
Bedeutung haben für ihn die Veranstal-
tungen der gemeinwohlorientierten Bil-
dung. Daneben sind aber auch die be-
rufliche Bildung, die allgemeine Bildung
und die soziale Bildung zu fördern.

In diesem Zusammenhang stellte er
im Vergleich zu anderen Bundesländern
fest, dass Niedersachsen trotz einer
Einsparsumme von 14 Mio DM immer
noch positiv abschneidet. Danach wer-
den sich die Ausgaben/Einwohner im
Haushaltsjahr 2002 auf voraussichtlich
11,41 DM beziffern. Im Vergleich dazu
beträgt die entsprechende Relation in
Baden Württemberg 3,46 DM. (Anmer-
kung der Redaktion: Dieser Vergleich ist
wegen unterschiedlicher Bezugsgrößen
infrage zu stellen).

Minister Oppermann stellte das ge-

plante EBG in den bereits bekannten
Grundstrukturen vor:

✦ Kommunalisierung der Volkshoch-
schulen,
✦ Finanzierung des Landes im we-
sentlichen über Bildungsangebote 
der gemeinwohlorientierten Bil-
dung. Daneben soll ein Sockelbetrag 
gewährt werden.
✦ Budgetierung (1 Budget),
✦ Fusionsanreize (mit Hinblick auf 
die mögliche Reduzierung der Heim-
volkshochschulen,
✦ Wegfall der Tarifgebundenheit,
✦ Wegfall bestimmter einschränken-
der Regularien, wie beispielsweise 
Landeskinderklausel, Teilnehmerta-
ge und Drittmittel.
Das neue EBG wird nach Auffassung

von Minister Oppermann die Wettbe-
werbsfähigkeit der Einrichtungen der Er-
wachsenenbildung stärken.

Ausdrücklich sprach er sich für den
Qualitätserhalt in der Erwachsenenbil-
dung aus. Dies kann erreicht werden
durch:

✦ qualitative und quantitative Erhe-
bungen auf der Grundlage konkreter 
Termine,
✦ Mitarbeiterfortbildung.
Oppermann stellte die Zusammenar-

beit der Fraktionen in Aussicht und be-
dankte sich für die bisherige Zusam-
menarbeit mit dem Niedersächsischen
Bund und dem Landesausschuss.

Katrin Trost, Sprecherin der CDU-
Fraktion für die Erwachsenenbildung,

wies auf die durch nichts zu rechtferti-
gende kurze Lebensdauer des bestehen-
den EBG’s hin. Ihres Erachtens gab es
keine Notwendigkeit, das 96`er Gesetz
außer Kraft zu setzen. Die Außerkraft-
setzung des bestehenden EBG`s durch
Haushaltsbegleitgesetz 1999 ohne be-
reits alternativ einen Entwurf für ein
neues Gesetz vorlegen zu können, hatte
ihres Erachtens nach „handstreicharti-
gen“ Charakter.

Gleichwohl hatte die CDU bereits im
Dezember 1998 Kontakt zur SPD aufge-
nommen, um die in der Erwachsenenbil-
dung bisher geübte Praxis der fraktions-
übergreifenden Zusammenarbeit und
Abstimmung fortzusetzen. Erst im April
1999 ist die SPD auf das Bemühen der
CDU zur Zusammenarbeit eingegangen.
Die CDU-Fraktion hatte am 02.03.1999
eine Entschließungsantrag zur Erwach-
senenbildung in die Beratungen des
Landtages eingebracht.

Trost berücksichtigte in ihren Worten
insbesondere die folgenden Punkte:

✦ Subsidiarität und Pluralität der 
Bildungseinrichtungen,
✦ Vermeidung von Sonderopfern be-
stimmter Einrichtungen oder Grup-
pierungen,
✦ bedarfsgerechtes, flächendecken
des Angebot,
✦ keine Vernachlässigung des länd
lichen Raumes,
✦ ökonomische Aspekte.
Trost verwies in diesem Zusammen-

hang auf die bekannte „Fusionsliebe“
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des Ministers Oppermann. Die Einbrin-
gung eines Gesetzentwurfes in das Juli-
Plenum wäre nach ihrer Meinung zeitlich
geeignet, um die Zeit für weitere Abstim-
mungen (fraktionsübergeifend) nutzen
zu können.

Wolfgang Wulf (SPD) wiederholte
die Gründe für die Notwendigkeit des Er-
lasses eines neuen Gesetzes:

✦ höherer Handlungsspielraum für 
die Bildungseinrichtungen,
✦ Abbau von Verwaltungstätigkeiten
✦ Einsparungseffekte
✦ stärkere Berücksichtigung be-
stimmter Bildungsangebote, wie der 
gemeinwohlorientierten Bildung.
Obwohl die bisherigen Vorgespräche

und Planungen noch kein nennenswer-
tes Ergebnis gebracht haben, hält er an
dem beabsichtigten Zeitplan zur Einbrin-
gung und Verabschiedung des Gesetzes
fest. Ausdrücklich betonte er, dass eine
Versäulung der Heimvolkshochschulen
nicht mehr angedacht wird.

Brigitte Litfin von den Grünen stellte
in ihrem Redebeitrag einzelne Passagen
der Vorredner heraus, um diese unter
die politischen Aspekte der Grünen zu
subsumieren.

Die Einflussnahme des Landes auf
die Einrichtungen der Erwachsenenbil-
dung wäre ihres Erachtens sinnvoller-
weise zu reduzieren. Die Träger sollten
eine größtmögliche Freiheit bei der Aus-
wahl von Kooperationspartnern haben.
Beispielsweise sollte es auch möglich
sein, dass Volkshochschulen mit sozio-
kultuellen Zentren oder mit der Landes-
zentrale für politischen Bildung Veran-
staltungen anbieten. Das Land müßte

auch hier finanzielle Unterstützung lei-
sten. 

Die Ausführungen des Ministers Op-
permann zur Wettbewerbsfähigkeit der
Bildungseinrichtungen waren nach Auf-
fassung von Litfin mißverständlich.

Die Anzahl der Heimvolkshochschu-
len sollte beibehalten werden. Auch hier
gilt der Grundsatz der Angebotsfreiheit.
Gegebenenfalls müßten die Heimvolks-
hochschulen ihre Bildungsangebote
überdenken. Vom Land sollte dabei nur
das finanziert werden, was im Landesin-
teresse liegt. Ein Gewinn durch Fusionie-
rungen mochte sie nicht  sehen.

Auch in ihren Ausführungen wurde
eine Stärkung des ländlichen Raumes
betont. Weiter sollte es künftig nur ein
Budget (Finanzhilfe und Personalko-
stenzuschuss) geben. Der Katalog der

gemeinwohlorientierten Bildung müßte
im Gesetz wasserdicht verankert wer-
den, um möglichen Mißbrauch zu ver-
hindern.

Abschließend wies sie darauf hin,
dass die Grünen für den Doppelhaushalt
einen Alternativvorschlag mit Deckungs-
zusage unter Beibehaltung der alten An-
sätze unterbreitet hatten - leider erfolg-
los.

Im Anschluss an die Kurzreferate
wurden in Kleingruppen weiter die Posi-
tionen ausgetauscht.
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An der Carl von Ossietzky Uni-
versität Oldenburg wurde am
01.01.1995 der Haushalt „um-
gestellt“, von der Kamerali-
stik auf einen Globalhaushalt. 

eute wissen es die meisten in
der Hochschule, dass damit
auch die Stunde für ein neues
Zeitalter geschlagen hat. Nie-

dersachsen hat den wohl weitestge-
hendsten Versuch einer Finanzautono-
mie begonnen, in dem an drei Hoch-
schulen - neben der Universität Olden-
burg die TU Clausthal und die FH Osn-
abrück - modellhaft die Hochschule als
Landesbetrieb im Sinne der Landes-
haushaltsordnung organisiert wird. Dies
bedeutet in der Praxis, dass statt eines
kameralen Haushalts- ein Wirtschafts-
plan erstellt wird, der sich aus dem Er-
folgsplan (für die Einnahmen und Aus-
gaben) und dem Finanzplan (für die In-
vestitionen) zusammensetzt und der
sich nicht mehr nach Einnahmen und
Ausgaben, sondern nach Erträgen und
Aufwendungen gliedert. Nicht nur die
Begrifflichkeit, sondern das ganze Sy-
stem ist auf eine kaufmännische Buch-
führung umgestellt worden.

Zielsetzungen des niedersächsi-
schen Modellversuchs sind ähnlich wie
an anderen Hochschulen und Ländern 

- die höhere Eigenverantwortung für 
Personal, Finanzen, Ausstattung,
- der flexiblere Einsatz der Mittel,
- erweiterte dezentrale Entschei-
dungsspielräume,

- schnellere Reaktionsfähigkeit auf 
Mängel,
- höhere Effizienz und Effektivität.
Wesentliche Merkmale dieses Mo-
dells sind folgende Faktoren:

11.. Völlige Deckungsfähigkeit von
Personal- und Sachmitteln. 

22.. Aufhebung der Jährlichkeit. Die
Hochschule kann Rücklagen oder Rück-
stellungen bilden für die folgenden Jah-
re, was das Dezemberfieber eindämmt.

33.. Einnahmen dürfen erzielt werden,
die auch im eigenen Haushalt verblei-
ben. Bisher waren Einnahmen gutge-
schrieben worden, aber mit den Ausga-
ben so verrechnet, dass keine Stimulans
für die Erzielung weiterer Einnahmen ge-
geben ist.

Die oben genannten Zielvorstellun-
gen sind staatliche Ziele. Sie sind zwar
einvernehmlich mit den Hochschulen
abgestimmt, aber sie lassen sich auch
als die Geschäftsgrundlage für die Verla-
gerung von Zuständigkeiten von oben
nach unten, also vom Staat auf die
Hochschulen, bezeichnen. Der Staat,
hier gemeint als Exekutive und Legislati-
ve, verlangt im Gegenzug eine höhere
Transparenz, die auf die Umsetzung der
gewollten Zielsetzungen hinweisen.
Schon um diese Transparenz zu gewähr-
leisten und um eigene Zielsetzungen zu
kontrollieren, braucht die Hochschule
ein Controlling.

Doch über welche finanziellen Mittel
kann die Universität frei verfügen? 80 %
des Etats sind Personalausgaben, ca.
15 % festgelegt durch Sach- und Be-
triebskosten, das heißt weniger als 5 %
des Etats ist disponibel. Hinzu kommen
die Sparauflagen der letzten Jahre, so
dass der Spielraum sehr eng ist, das An-
reizsystem aus Mangel an Masse wenig
zum Tragen kommt. Der Erfolg hängt al-
so davon ab, dass die Aufgaben mit we-
niger Personal und gleicher Qualität er-
ledigt werden müssen und auch Be-
triebsmittel (z. B. Energie) zur Einspa-
rung führen müssen. Eine Steuerung
durch Leistungsindikatoren ist unerläss-
lich. Dies erfolgt zur Zeit bereits in er-
sten Schritten. Die Einführung der leis-
tungsgebundenen Mittelvergabe verän-
dert einhergehend mit den Zielen der
Verwaltungsreform das universitäre
Selbstverständnis. Die Diskussion über
Vor- und Nachteil der Budgetierung ist
jedoch beendet, in Zukunft werden alle
Hochschulen budgetiert.

Der Modellversuch Finanzautonomie der
Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

I N A  G R I E B ,  Y O R K  H E N E R *

H

*Prof. Dr. Grieb ist Leiterin des Zentrums für wissen-
schaftliche Weiterbildung der Carl-von-Ossietzky
Universität Oldenburg, York Hener ist Dezernent
im Dezernat 5 der Carl-von-Ossietzky Universität
Oldenburg.
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Kurz vor der Bundestagswahl
im letzten Jahr bat die Redak-
tion der DIE bildungspoliti-
sche Experten zu einer Stel-
lungnahme zu den Perspekti-
ven der Weiterbildung. Es
handelt sich bei dem Kreis der
Befragten u.a. um Bildungs-
politiker, Wissenschaftler,
Vertreter der Gewerkschaften,
der Wirtschaft und anderer
Verbände. 

efragt wurde nach der gesell-
schaftlichen Rolle der Weiter-
bildung in den nächsten zehn
Jahren, dem Innovationsbe-

darf, den Aufgaben der Weiterbildungs-
politik und den größten Problemen bei
der politischen Gestaltung. Selbstver-
ständlich können hier nicht alle Beiträge
und Positionen skizziert werden.

Versucht man aber den verschiede-
nen Stellungnahmen neue Trends zu
entnehmen, so sind diese nur ansatz-
weise erkennbar. Im wesentlichen wer-
den die Themen der Weiterbildungsdis-
kussion der letzten Jahre aufgegriffen.
Dazu gehören u.a. die Debatte über die
Rolle von Markt und Staat in der Weiter-
bildung und die Überlegungen zum
selbstfinanzierten und selbstgesteuer-
ten Lernen. Auffallend ist, daß Finanzie-
rungsfragen kaum angesprochen wer-
den. Gemeinsam ist fast allen Aussagen
das Bekenntnis zur großen Bedeutung
der Weiterbildung für die Entwicklung
von Wirtschaft und Gesellschaft. Vor-
herrschend ist dabei der funktionale Be-
zug von Weiterbildung auf den Wandel
in der Berufswelt. 

So plädieren Werner Lensing, CDU-
MdB, und Dr. Karlheinz Guttmacher,

FDP-MdB, für eine engere Verzahnung
von beruflicher Weiterbildung und be-
trieblichen Anforderungen. Für Lensing
erfordern die Notwendigkeiten lebens-
begleitenden Lernens und die Möglich-
keiten multimedial gestützten Lernens
eine Abkehr von überkommenen lern-
organisatorischen Vorstellungen wie
zertifizierten Kursen oder den Bildungs-
urlaub. Damit wird die Verantwortung
des Einzelnen und eine Zurückhaltung
des Staates postuliert. Ein Motiv, das
auch von Dieter Hundt, dem Präsidenten
der Bundesvereinigung der Arbeitgeber-
verbände, in seinem Beitrag formuliert
wird.

Antje Hermenau, Bündnis 90/Die
Grünen, kritisiert dagegen die mögliche
Einschränkung eines Bürgerrechts auf
Bildung, wenn in der Weiterbildung die
Vorgaben betrieblicher Personalent-
wicklung vorherrschen. Sie fordert die
Orientierung von Berufsausbildung und
Weiterbildung an einem neuen Men-
schenbild, das die Persönlichkeit des
Einzelnen in den Mittelpunkt rückt und
auf seine Entwicklungsmöglichkeiten
vertraut

Edelgard Bulmahn ( hier noch als
Vertreterin der SPD-Fraktion )und Eva
Maria Stange, GEW, heben u.a. die Be-
deutung der Weiterbildung zum Abbau
der Arbeitslosigkeit hervor und erklären
ihre Bereitschaft sich an einem Bündnis
für Arbeit und Ausbildung zu beteiligen,
in dem auch Schritte zur Modernisie-
rung der Weiterbildung vereinbart wer-
den könnten. 

Eine konkrete Forderung kommt in
diesem Zusammenhang von Marita
Böttcher, PDS-Fraktion; sie fordert in
ihrem Beitrag einen Rechtsanspruch auf
Weiterbildung für Arbeitslose.

Schon seit einigen Jahren wird vor al-
lem in der SPD die Forderung nach ei-

nem Bundesrahmengesetz zur Weiter-
bildung erhoben, um insbesondere
Standards in der beruflichen Weiterbil-
dung zu setzen. Bulmahn, Stange, aber
auch Rita Süssmuth, als Vorsitzende des
Volkshochschulverbandes, plädieren in
ihren Positionen für eine Verabschie-
dung entsprechender Regelungen. Es ist
also zu erwarten, daß in dieser Legisla-
turperiode ein derartiges Vorhaben ge-
startet wird.

Bildungsforscher wie Prof. Faulstich,
Universität Hamburg, und Prof. Nuissl ,
Universität Marburg, legen den Akzent
u.a. auf mehr Durchlässigkeit im Bil-
dungssystem insgesamt. Dies bezieht
sich auf eine engere Verzahnung von all-
gemeiner Bildung und Weiterbildung, ei-
ne größere Durchlässigkeit, und insbe-
sondere Faulstich plädiert für eine Bil-
dung von Lernzeitkonten und job-rota-
tion-Modellen, die den zeitlich befriste-
ten Ausstieg aus der Arbeitswelt erleich-
tern.

Positionen, die Weiterbildung als ein
individuelles Recht sui generis formulie-
ren und nicht instrumentell begründen,
kommen in den einzelnen Beiträgen
kaum zum Tragen. Sie scheinen ange-
sichts der Krise der öffentlichen Haus-
halt nicht zeitgemäß´zu sein. Dazu ge-
hört, daß die politische Dimension von
Weiterbildung bei vielen Positionen
zwar impliziert ist, aber sie wird vielfach
eben nur angedeutet. Ebenso fehlen
fast durchgängig deutliche Aussagen
zur Politischen Bildung. Bei Prof.Wiltrud
Gieseke, Humboldt Universität Berlin,
wird dieser Zusammenhang benannt,
wenn sie für eine allgemeine Hebung
des Bildungsniveaus durch Weiterbil-
dung eintritt, zu deren Ziel gehören soll-
te „eine zivilisierte Kultur zu unterstüt-
zen, in der das Ziel nicht alle Mittel hei-
ligt und Rücksichtslosigkeit nicht mit
Selbstbewußtsein und Leistungsverhal-
ten verwechselt wird“. 

Positionen zur Weiterbildung
Eine Zusammenfassung aus DIE-Zeitschrift für Erwachsenenbildung 1/99

N O R B E R T V O ß *

G

* Pädagogischer Mitarbeiter von ARBEIT UND LE-
BEN Niedersachsen e.V.
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Zu den Schulungsmaßnahmen
gehören:

✦ AbH, ausbildungsbegleitende Hil-
fen zur Unterstützung von betriebli-
cher Ausbildung 
✦ Deutsch für Aussiedler 6-monati-
ger Deutsch Sprachlehrgang für Aus-
siedler aus Rußland und Polen
✦Trainingsmaßnahmen Maßnah-
men der Arbeitsvermittlung nach §§ 
48 - 52 SGB III
✦ BPF, Berufspraktische Fortbildung 
Jugendlicher oder Erwachsener 
✦ UbH, umschulungsbegleitende 
Hillfen, Nachhilfeunterricht und  so-
zialpädagogische Betreuung
✦ Trainingsmaßnahmen für das 
„ Sofortprogramm der Bundesregie-
rung“,
✦ 3-monatige Vorbereitung auf eine 
anschließende Berufsausbildung 
oder Arbeitsaufnahme mit sozial-
pädagogischer Begleitung

11..  DDaass  BBeerruuffssbbiilldduunnggsswweerrkk  CCaaddeennbbeerrggee
ee..VV..

Das Berufsbildungswerk Cadenber-
ge e.V. hat sich im Laufe von mehr als
15 Jahren als eine der größten Bildungs-
und Fortbildungseinrichtungen im Elbe-
Weser-Dreieck etabliert. 

1983 wurde das Berufsbildungswerk
Cadenberge e.V. als „Jugendwerkstatt“
mit zunächst fünf Mitarbeitern auf Initia-
tive des Kirchenkreises Land Hadeln in
Cadenberge gegründet. 

Heute verfügt das Berufsbildungs-
werk Cadenberge e.V. an den Standor-
ten Cadenberge und Cuxhaven über
Ausbildungswerkstätten für die Berufe
Friseur/in, Gas-und Wasserinstalla-
teur/in, Maler/in, Maurer/in, Metallbau-
er/in und Hauswirtschafter/in, Dienst-
leistungsbereiche, sowie über Schu-
lungs- und Verwaltungsgebäude und be-
schäftigt 46 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter.

Jährlich führen wir für etwa 700 Men-
schen Bildungs- und Qualifizierungs-
maßnahmen für Jugendliche und Er-
wachsene von unterschiedlicher Dauer
und mit verschiedenen Inhalten in enger
Zusammenarbeit mit der evangelischen
Erwachsenenbildung durch.

22..  RRaahhmmeennbbeeddiinngguunnggeenn  uunndd  SSttrruukkttuurr
ddeess  BBeerruuffssbbiilldduunnggsswweerrkkeess  CCaaddeennbbeerrggee
ee..  VV..

Die Rahmenbedingungen des Be-
rufsbildungswerkes sind durch eine en-
ge Kooperation mit dem Arbeitsamt Sta-
de geprägt. Das Arbeitsamt finanziert al-
le Bildungs- und Qualifizierungsmaß-
nahmen und vermittelt die Teilnehmer
an unsere Einrichtung. Dafür wird vom
Berufsbildungswerk ein hoher Quali-
tätsstandart der Arbeit geboten.

Die Bildungsziele, Fortschritte und
Hilfsmaßnahmen  sind jederzeit trans-
parent und überprüfbar. Interne und ex-
terne Evaluation sichern Qualität und
Weiterentwicklung der Maßnahmenkon-
zepte.

Die Struktur der Arbeit im Berufsbil-
dungswerk wird maßgeblich durch das
zugewiesene Klientel und dessen Bedarf
an spezieller Unterstützung bestimmt.
Es handelt sich hier um Jugendliche, jun-
ge Erwachsene und Langzeitarbeitslose,
die aufgrund von schulischen oder be-
ruflichen Defiziten, Motivationsmangel,
ihrem Arbeitsverhalten, ihrer Nationa-
lität oder auch Schwierigkeiten in ihrem
sozialen Umfeld auf dem freien Arbeits-
markt benachteiligt sind.
33..  MMaaßßnnaahhmmeennaannggeebboott  iimm  BBeerruuffssbbiill--
dduunnggsswweerrkk  CCaaddeennbbeerrggee  ee..VV..

Das Berufsbildungswerk bietet reine
Schulungsmaßnahmen und Maßnah-
men mit einem Anteil praktischer Ar-
beitserprobung und -qualifizierung in
den vorhandenen Werkstätten an.

Bildungsarbeit mit Benachteiligten im
Bildungswerk Cadenberge

J Ö R G  M A T Z E N

* Leiter der Ev. Heimvolkshochschule Bad Beder-
kesa - Sprengelzentrum
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Zu den werkstattbezogenen Maß-
nahmen gehören:

✦ BBE, Lehrgang zur Verbesserung 
beruflicher Bildungs- und Eingliede-
rungschancen. Intensive Unterstüt-
zung noch nicht ausbildungsfähiger 
Jugendlicher
✦ TIP testen, informieren und pro-
bieren, einmonatiger Lehrgang zur 
Berufsfindung
✦ Qualifizierungs-ABM aus dem So-
fortprogramm der Bundesregierung, 
fachliche Qualifizierung mit sozial-
pädagogischer Begleitung in einer
Arbeitsbeschaffungsmaßnahme 
(ABM)
✦ BüE, Berufsausbildung in einer 
außerbetrieblichen Einrichtung im 
Rahmen des Benachteiligtenpro-
gramms. 

44..  DDiiee  BBiilldduunnggssaarrbbeeiitt  mmiitt  „„BBeennaacchhtteeiilliigg--
tteenn““  iimm  BBeerruuffssbbiilldduunnggsswweerrkk  CCaaddeennbbeerr--
ggee  ee..VV..

Das Ziel der Bildungsarbeit im Be-
rufsbildungswerk ist es, dem benachtei-
ligten Personenkreis die Integration in
den ersten Arbeitsmarkt zu ermögli-
chen.

Ein Förderplan, der gemeinsam mit
den Teilnehmern gleich am Anfang einer
Maßnahme erstellt wird, trägt dazu bei,
individuell auf alle Schwierigkeiten ein-
gehen zu können.

Die Reflektion der Ergebnisse mit
den Teilnehmern, die Fortschreibung
und ggf. Veränderung des Förderplans
sichern die eigenverantwortliche Beteili-
gung und den Erfolg der Förderung und
Qualifizierung. 

EEiinneenn  rreelleevvaanntteenn  AAnntteeiill  aann  ddeerr  QQuuaalliittäättss--
ssiicchheerruunngg  hhaatt  ddiiee  TTeeaammaarrbbeeiitt  ddeerr  MMiittaarr--
bbeeiitteerr//iinnnneenn..

Hand in Hand arbeiten Meister,
Pädagogen und Sozialpädagogen zu-
sammen, um eine ganzheitliche Förde-
rung zu gewährleisten. Während die
Meister fachpraktische Kenntnisse ver-
mitteln, unterstützen die Pädagogen da-
bei, Defizite aufzuarbeiten und den Wis-
sensstand zu erweitern. Die Sozialpäda-
gogen fördern Handlungsstrategien zur
Beseitigung der Lernhemmnisse, die
aus dem sozialen Umfeld oder dem per-
sönlichen Bereich kommen können. Da-
bei wird der Kompetenzansatz vertreten,
der die Stärken in den Mittelpunkt rückt
und durch Hilfe zur Selbsthilfe dazu
beiträgt, Schwächen zu beseitigen.

In vielen Maßnahmen sind Betrieb-
spraktika zur besseren Vermittlung in ei-
ne Arbeitsstelle vorgesehen. Dabei ist
der gute Kontakt der Mitarbeiter zu den
Betrieben der Region für das Gelingen
und den positiven Verlauf dieser Maß-
nahmen von großer Bedeutung.

Das Praktikum gibt den Teilnehmern
die Möglichkeit Schlüsselqualifikatio-
nen, die sie im Berufsbildungswerk er-
lernt haben, unter realen Bedingungen
in allen Bereichen der Beschäftigung zu
erproben und Erfahrungen zu sammeln.
Kontinuierliche sozialpädagogische Be-
gleitung der Praktikanten und Ge-
spräche über den Praktikumsverlauf mit
den Praktikumsbetrieben sollen die Ein-
gliederung erleichtern. 

A
nz

ei
ge
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Dort wo die Erwachsenenbil-
dung sich nicht auf die reine
Wissensvermittlung be-
schränkt, wo sie lebens- und
gemeinwohlorientiert - auch
im Sinne des Niedersächsi-
schen Erwachsenenbildungs-
gesetzes - arbeitet, wird sie
auch zur Chance für die Be-
nachteiligten in unserer Ge-
sellschaft. 

ie Ländliche Erwachsenenbil-
dung in Niedersachsen e. V.
(LEB) führt im Rahmen ihrer
gruppen- und vereinsbezoge-

nen Arbeitsweise seit Jahren Bildungs-
maßnahmen in sozialen Brennpunkten
und für sozial Benachteiligte durch, so
auch für Menschen mit geistiger Behin-
derung. 

Unter Berücksichtigung ihrer jeweili-
gen Lebenssituation sollen Bildungsver-
anstaltungen für Behinderte, deren
Selbstbewusstsein und Selbständigkeit
stärken, die Integration fördern. Dazu
gehört auch die Einbeziehung des politi-
schen Umfeldes als mitbestimmender
Faktor im Lebensalltag der Menschen.
An zwei, bereits mehrfach in der Praxis
erprobten Themenfeldern wollen wir die
Bedeutung politischer Bildung für Men-
schen mit geistiger Behinderung her-
ausstellen:

11..  VVoorrbbeerreeiittuunngg  aauuff  ppoolliittiisscchhee  WWaahhlleenn  
Diese Veranstaltung besteht aus vier

Einheiten (8-12 UStd.). Die Teilnehmer

Politische Bildung - Angebote für Men-
schen mit einer geistigen Behinderung

B E R N W A R D  R Ü M K E R *

D

werden auf politische Wahlen auf kom-
munal-, landes- oder bundespolitischer
Ebene vorbereitet. Die selbständige Ent-
scheidung soll durch Informationen und
Reflexionen über die Parteien und deren
Programme gefördert werden. 

Mögliche Inhalte: 
- Funktion des Parlaments
- Wer wird Kandidat?
- Die Parteien, ihre Programme 

und Kandidaten
- Der Wahlvorgang und der Stimmzet-

tel
- Reflexion über eigene Wünsche an 

die Politik

Viele der Teilnehmer müssen sich
zunächst damit befassen, dass sie sel-
ber frei wählen dürfen und das auch ihre
Stimme zählt. Diese Maßnahme bietet
vielen geistig Behinderten die Chance,
die eigene Meinung zu finden, auszu-
drücken und zu fundieren. So fördert sie
die Selbständigkeit und verringert die

oft auch inhaltliche Abhängigkeit von
Angehörigen. 

Methodisch ist es wichtig, so prak-
tisch wie möglich zu arbeiten. Die Ver-
wendung von Wahlplakaten ist zur Ver-
deutlichung der Unterschiede von Par-
teien, deren Kandidaten und Program-
men, sehr hilfreich. Auch ist es erforder-
lich, anhand von Wahlzettelmustern den
Wahlvorgang zu erörtern.

Wichtig bei diesen Kursen ist eine
Nachbesprechung der Wahl. Hierbei
werden anhand von Zeitungen und Vi-
deoaufzeichnungen die Wahlergebnisse
besprochen und offene Fragen geklärt.

Viele der Teilnehmer formulieren bei
der Vorstellung der Parteien ihre eigene
Kritk und ihre eigenen Ansprüche. Diese
werden gesammelt, um im Verlauf des
Seminars auf die Bedürfnisse der Teil-
nehmer zurückkommen zu können. Für
die Emanzipation und die Förderung der
Identität der behinderten Menschen ist
eine solche Maßnahme ein sehr gutes
Beispiel. 

*  pädagogischer Mitarbeiter der Ländlichen Er-
wachsenenbildung in Osnabrück und selbst stark
sehbehindert
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22..  SSttrruukkttuurreenn  uunndd  IInnhhaallttee  ddeerr  KKoommmmuu--
nnaallppoolliittiikk

Diese Veranstaltung stellt persön-
liche Lebensituationen sowie die politi-
schen Wünsche und Forderungen der
Teilnehmer in den Vordergrund. Auch
dieser Kurs besteht aus vier Einheiten
(8-12 UStd.).

TThheemmaa::  „„PPoolliittiikk  --  wwaass  ggeehhtt  mmiicchh  ddaass
aann??““

Zu Beginn lohnt es sich mit den Teil-
nehmern alle Institutionen und Funktio-
nen einer Gemeinde zu sammeln und
auf ein Plakat zu zeichnen. Die Aufgaben
der Einrichtungen (Post, Bank, Polizei,
Rathaus, Arbeitsamt etc.) werden durch
einen Dialog und das Eintragen auf dem
Plakat verdeutlicht. Anschließend kön-
nen dann Querverbindungen zwischen
den einzelnen Institutionen erläutert
werden. Es wird sehr schnell klar, wel-
che dieser Institutionen für die Kursteil-
nehmer wichtig sind. 

Was bedeutet das Sozialamt für
mich?

Welches Ratsmitglied wohnt in mei-
ner Nähe?

Wenn den Teilnehmern die Struktur
einer politischen Gemeinde auf diese
Weise präsent ist, werden sie sehr
schnell ihre eigenen politischen Wün-
sche in den Mittelpunkt stellen. 

Mögliche Themen:
• Ist die Gemeinde behindertenge-

recht?
• Selbständiges Wohnen
• Situationen am Arbeitsplatz
• Die finanzielle Situation der Betrof-

fenen

Alle Themen, die auf den Tisch kom-
men, werden diskutiert. Es wird an-
schließend eine Strategie entwickelt,
um die Wünsche an die Öffentlichkeit zu
bringen und eventuell umzusetzen.

Ein „krönender Abschluss“ eines
solchen Kurses kann ein Gespräch mit
dem örtlichen Bürgermeister sein, bei
dem die behinderten Menschen ihre
Wünsche äußern können. Ein solches
Gespräch bedarf allerdings einer inten-
siven Vorbereitung, bei der schon Fra-
gen vorformuliert werden. Für einen
Kommunalpolitiker stellt die intensive

Auseinandersetzung mit den politischen
Forderungen geistig behinderter Men-
schen oft eine Herausforderung dar. Sie
nehmen sie aber in der Regel gerne
wahr. Den Kursteilnehmern zeigt diese
Veranstaltung, dass es sehr wohl lohnt,
sich politisch zu engagieren und zu
äußern. 

Bei der Durchführung der Veranstal-
tungen zeigte sich auch, dass diese
nicht nur positive Auswirkungen für die
behinderten Menschen selbst haben,
sondern immer auch Rückkopplung sind
und so Anstöße und Chancen für die Bil-
dungsarbeit generell bedeuten.



Auf der Basis der Befunde
zweier Forschungsprojekte1

des Instituts für Arbeitsmarkt-
forschung und Jugendberufs-
hilfe (IAJ) Oldenburg wird im
folgenden Beitrag die Situa-
tion beruflicher Weiterbildung
in der nordwestlichen Region
Niedersachsens - Ostfries-
land2 - einmal aus der Sicht
von Weiterbildungsträgern
und zum anderen aus der
Sicht von Betrieben darge-
stellt. Im Vordergrund hierbei
steht die Frage nach Möglich-
keiten und Grenzen der Ko-
operation in der regionalen
Weiterbildung. 

11..  OOssttffrriieessllaanndd  iimm  PPrrooffiill
Berufliche Weiterbildung in einer Re-

gion ist nicht unabhängig zu sehen vom
regionalen sozioökonomischen Kontext.
Dieser prägt spezifische Bedarfe und
Strukturen in der Weiterbildung maß-
geblich mit. 

Ostfriesland zählt zu den Regionen
mit den gravierendsten Problemen im
Bundesgebiet. Die periphere Lage in
Niedersachsen sowie der ländliche Cha-
rakter sind Hauptursachen für die wirt-
schaftliche Benachteiligung und hohe
Arbeitslosigkeit dieser Region. Hinsicht-
lich der demographischen Entwicklung

zeigt sich in Ostfriesland eine Zunahme
der älteren, nicht mehr erwerbstätigen
Bevölkerung bei gleichzeitig relativem
Rückgang der in den nächsten Jahren
eintretenden Jugendlichen. Neben ei-
nem negativen Wanderungssaldo der
18-25jährigen nimmt die Zahl der im Er-
werbsleben als besonders produktiv
eingeschätzten Altersgruppe der 18-
45jährigen ab. Diese Entwicklung kann
einmal als Indikator für vergleichsweise
geringe regionale Erwerbschancen an-
gesehen werden. Sie trägt aber - trotz
ihres Entspannungseffektes auf dem Ar-
beitsmarkt - auch gleichzeitig zu einer
Verringerung des Angebots an qualifi-
zierten Arbeitskräften auf dem regiona-
len Arbeitsmarkt bei. Die Qualifikations-
struktur der Beschäftigten in Ostfries-
land weist eine Entwicklung zu mehr
Qualifikationen mittlerer Ebene auf.
Höhere Qualifikationen sind vergleichs-
weise weniger vorhanden als im nieder-
sächsischen Durchschnitt. Die Ausbil-
dungsquote in Betrieben nimmt im Ver-
gleich zu früheren Jahren erheblich ab. 

Insgesamt drängen die wirtschaftli-
che, arbeitsmarktpolitische Situation
sowie die Qualifikationsstruktur in Ost-
friesland auf weitere strukturpolitische
Anpassungshilfen und eine aktive Quali-
fizierungspolitik. 

22..  EEnnttwwiicckklluunngg  bbeerruufflliicchheerr  WWeeiitteerrbbiill--
dduunngg  sseeiitt  ddeenn  7700eerr  JJaahhrreenn

Nachdem die Erwachsenenbildungs-
landschaft in Ostfriesland in der Zeit
nach dem zweiten Weltkrieg vergleichs-
weise übersichtlich war und ihren
Schwerpunkt eindeutig im politischen
und kulturellen Bereich hatte, fand eine
Ausweitung der beruflichen Weiterbil-
dung erst in den 70er Jahren statt. Zu
dieser Zeit wurden die Volkshochschu-
len Aurich, Emden, Norden und Witt-
mund gegründet. Wenn auch zunächst

noch eher am Rande, so waren die
Volkshochschulen von Beginn an in der
beruflichen Weiterbildung aktiv. Ergänzt
wurde ihr berufliches Weiterbildungsan-
gebot durch das der Kammern, die be-
rufsbezogene Aufbaukurse oder Lehr-
gänge (wie z.B. Meisterqualifizierung)
anboten. 

Gegen Ende der 70er Jahre begann
sich der ostfriesische Weiterbildungs-
markt allmählich auszuweiten. Die Zah-
len der Nachfragen und Teilnahmen in
der beruflichen Weiterbildung stiegen
insgesamt bundesweit kontinuierlich
an, und Weiterbildung wurde zuneh-
mend als arbeitsmarktpolitisches Instru-
ment funktionalisiert. In Ostfriesland
etablierten sich kleinere, gemeinnützi-
ge, kommerzielle Träger und Bildungsin-
stitute mit beruflichen Qualifizierungs-
angeboten, und auch die Volkshoch-
schulen erkannten, daß sie sich offensi-
ver der beruflichen Weiterbildung zu-
wenden mußten. Die bereits seit den
60er Jahren zunehmende Arbeitslosig-
keit in Ostfriesland und die veränderte
Qualifikationsnachfrage - bedingt durch
die strukturellen Umbrüche im Schiffbau
und in der Landwirtschaft - waren nun
Gründe dafür, daß zahlreiche AFG-geför-
derte Maßnahmen durchgeführt wur-
den. 

Bedingt durch die Einführung der
Datentechnik im kaufmännischen Be-
reich und die Einführung prozeßgesteu-
erter Maschinen in der Fertigung einiger
Betriebe hat es Anfang der 80er Jahre ei-
ne wesentliche Veränderung hinsichtlich
der Inhalte in der beruflichen Bildung
gegeben. Angesichts des Mangels an
entsprechend qualifizierten Fachkräften
forderten Betriebe Arbeitsämter und Bil-
dungsträger dazu auf, Beschäftigte und
Arbeitslose zu qualifizieren. 

Die Jugendberufshilfe gehört inzwi-
schen zu einem wichtigen Bestandteil

Berufliche Weiterbildungspolitik 
in Ostfriesland  

Aus der Sicht von Weiterbildungsträgern und Betrieben

K A T R I N  B Ü C H T E R *

* Dr. Büchter, Institut für Arbeitsmarktforschung
und Jugendberufshilfe in Oldenburg; z.Zt. am In-
stitut für Berufs- und Wirtschaftspädagogik an
der Universität Hamburg

22

nbeb - MAGAZIN 1/99
K o n z e p t e

P r o j e k t e

K o n z e p t e

P r o j e k t e



23

nbeb - MAGAZIN 1/99
K o n z e p t e

P r o j e k t e

K o n z e p t e

P r o j e k t e

den Kammern distanziert-sachlich. Viel-
fach weisen Träger auf die machtpoliti-
sche Position der Kammern in der Re-
gion hin. Diese lasse sie zusammen mit
ihrem „Strukturkonservativismus“ und
ihrer „Ordnungstreue“ als „harte Mau-
ern“ erscheinen. Während bei innovati-
ven Ideen von Trägern - beispielsweise
hinsichtlich regionaler weiterbildungs-
politischer Gestaltung bzw. Mitbestim-
mung der Träger bei der regionalen Wirt-
schaftspolitik oder hinsichtlich der
außerbetrieblichen Ausbildung - Wider-
stände auf seiten der Kammern beklagt
werden, werden auf der anderen Seite
ihre Unterstützungsleistungen bei der
Suche nach Praktikumsbetrieben positiv
hervorgehoben. 

Eine Kooperation zwischen Weiter-
bildungsträgern findet fast ausnahms-
los zwischen homogenen Trägergruppen
statt. Die AGOV - Arbeitsgemeinschaft
ostfriesischer Volkshochschulen - ist
wohl die einzige institutionalisierte Ko-
operation unter den Weiterbildungsträ-
gern Ostfrieslands. Sie wurde in den
70er Jahren gegründet mit dem Ziel des
gegenseitigen Austauschs über Ange-
botsentwicklung oder Teilnehmerpolitik
sowie der gegenseitigen Abstimmung
von Programmen. Im Grunde stellen
aber für Weiterbildungsträger andere
Anbieter eher Konkurrenten als Koope-
rationspartner dar. Die zunehmende An-
zahl der Anbieter in der beruflichen Wei-
terbildung Ostfrieslands hat zu einer
verschärften Wettbewerbssituation auf
dem Weiterbildungsmarkt geführt, die
nahezu vergleichbar ist mit der im pri-
vatwirtschaftlichen Bereich. Häufig
kommt es nicht nur zu Überschneidun-
gen von Kursangeboten, sondern auch
zu einer Preiskonkurrenz. Diese Proble-
me manifestieren sich insbesondere
dann, wenn es um die Vergabe von dritt-
mittelfinanzierten Aufträgen durch die
Bundesanstalt für Arbeit geht. Aufgrund
von finanzierungspolitischen Einschrän-
kungen seitens der Bundesanstalt für
Arbeit und vorgegebenen Richtwerten
des Landesarbeitsamtes sind die loka-
len Arbeitsämter daran interessiert, Auf-
träge an Träger zu vergeben, die einer-
seits erfolgversprechend, aber gleich-
zeitig möglichst kostengünstig arbeiten
können. Kleinere Träger sind hinsichtlich
ihrer Ressourcen und Kapazitäten weit-

der beruflichen Weiterbildung Ostfries-
lands. Im Rahmen des Benachteiligten-
programms des Bundes führen insbe-
sondere Volkshochschulen unterschied-
lich konzipierte, pädagogisch betreute
Jugendprojekte zur Verbesserung der In-
tegrationschancen durch. Auf der Basis
der Berufsbildungsförderung durch die
Bundesanstalt für Arbeit wird eine Viel-
zahl an berufsvorbereitenden Maßnah-
men angeboten, die sich grob in Infor-
mationslehrgänge, Grundausbildungs-
lehrgänge, Förderlehrgänge, Lehrgänge
zur Verbesserung beruflicher Bildungs-
und Eingliederungschancen unterteilen
lassen. 

Einige Weiterbildungsträger bieten
Maßnahmen an, die eine größere Nähe
zur Ausbildung aufweisen und nicht, wie
das klassische Weiterbildungsverständ-
nis nahelegt, an eine abgeschlossene
Bildungsphase anknüpfen. Seit den
80er Jahren ist die außerbetriebliche Be-
rufsausbildung ein Bestandteil des be-
ruflichen Bildungsangebots vor allem
von traditionellen Weiterbildungsträ-
gern wie Volkshochschulen. 

Neben der beruflichen Weiterbil-
dung im klassischen Sinne und der Ju-
gendberufshilfe läßt sich seit späte-
stens Anfang der 90er Jahre eine Intensi-
vierung der Qualifizierung für die Ziel-
gruppen Frauen und Aussiedler feststel-
len. Anfang der 90er Jahre hat die Koor-
dinierungsstelle Frau und Beruf in Leer
zu einer Ausdehnung frauenspezifischer
Qualifizierungsmaßnahmen, wie z.B.
Wiedereinstiegskurse, berufsspezifi-
sche Seminare sowie flankierende Maß-
nahmen für Frauen, die nach einer län-
geren Berufsunterbrechung eine Er-
werbsmöglichkeit suchen, im Ge-
samtangebot der beruflichen Weiterbil-
dung in Ostfriesland beigetragen. Das
Angebot für Aussiedler konzentriert sich
hauptsächlich auf berufsvorbereitende
Maßnahmen zum Erwerb von Sprach-
und Fachkompetenz und zur Berufs-
orientierung.

Als Folge der Finanzierung von Qua-
lifizierungsmaßnahmen durch die Bun-
desanstalt für Arbeit aber auch durch
den Europäischen Sozialfonds hat sich
das Spektrum der Träger ausgedehnt.
Nicht zu vernachlässigen ist in diesem
Zusammenhang auch die Vereinigung
beider deutschen Staaten, die seit dem

eine Welle von Existenzgründungen auf
dem beruflichen Bildungsmarkt aus-
gelöst und auch Anbieter in westdeut-
schen Regionen inspiriert hat, sich in
der beruflichen Weiterbildung zu betäti-
gen. 

Trotz der gestiegenen Zahl an Wei-
terbildungsträgern im Laufe der letzten
Jahren gehören die Volkshochschulen zu
den Hauptanbietern in der beruflichen
Weiterbildung. Sie verfügen über ausge-
baute Infrastrukturen und systemati-
sche Programme. Kammern und kleinere
betriebsnahe kommerzielle Träger er-
gänzen mit speziellen beruflichen Ange-
boten das Gesamtprogramm in der be-
ruflichen Weiterbildung. 

33..  WWeeiitteerrbbiilldduunnggssppoolliittiikk  aauuss  ddeerr  SSiicchhtt
ddeerr  TTrrääggeerr

Die regionalen Arbeitsämter stellen
für die Weiterbildungsträger wesentli-
che Kooperationspartner dar. Sie finan-
zieren einzelne Integrations- bzw. Fort-
bildungs- und Umschulungsprogram-
men. Das Interesse der Arbeitsämter gilt
vorrangig dem erfolgreichen Abschluß
von einzelnen beruflichen Bildungspro-
jekten. Ihre Aufgabe im Bereich berufli-
cher Bildung besteht darin, Auftrags-
maßnahmen (mit-)zukonzipieren. Hierzu
loten sie Qualifikationsengpässe, Be-
schäftigungsmöglichkeiten, Teilnahme-
motivationen von Arbeitslosen, Chancen
ihrer sozialen Absicherung, Vermitt-
lungs- und Qualifizierungswünsche von
Unternehmen, Ausbildungskapazitäten
der Träger aus. Sie organisieren Treffen,
um Träger über die neuesten Entwick-
lungen zu informieren. 

Die Kammern beziehen innerhalb
der regionalen beruflichen Weiterbil-
dung eine doppelte Rolle. Zum einen
verfügen sie über eigene Berufsbil-
dungsabteilungen oder Fortbildungs-
zentren, gleichzeitig sind sie für andere
Träger prüfende Institutionen. So gese-
hen ergibt sich aus der Sicht der Weiter-
bildungsträger ein ambivalentes Ver-
hältnis zu den Kammern, das sich zwi-
schen Konkurrenz und Abhängigkeit ab-
spielt. Die Position der Kammern zur Si-
tuation und Entwicklung der beruflichen
Weiterbildung in Ostfriesland wird von
den Trägern insgesamt aber eher als de-
fensiv bewertet. Aus ihrer Perspektive
ist das Verhältnis zwischen ihnen und
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aus schlechter ausgestattet als größere,
etablierte Träger. Dies sowie das mitun-
ter auch Fehlen an Erfahrungen oder be-
trieblichen Kontakten, auf die vor allem
die alteingesessenen Träger in Ostfries-
land zurückgreifen können, kann dazu
führen, daß Qualifizierungsprojekte
nicht bewilligt werden. In solchen Fällen
bekommen diese Träger die Konkurrenz
der „Großen“ deutlich zu spüren. Doch
auch die etablierten Anbieter in der be-
ruflichen Weiterbildung fühlen sich ei-
nem stärker werdenden Konkurrenz-
druck ausgesetzt. Kleinere, kommerziel-
le oder gemeinnützige Träger verfügen
zwar über weniger Kapazitäten und Er-
fahrungen, können aber aufgrund von
geringeren Personalkosten, die sich vor
allem auch aus der Vergabe von befri-
steten Honorarverträgen ergibt, andere
Preisvorschläge machen. Öffentlich-
rechtliche Träger sind tarifgebunden
und haben deshalb oft weit höhere Per-
sonalkosten, wodurch insgesamt die
Maßnahmekosten steigen. 

In Zeiten finanzieller Restriktionen
steigt der Konkurrenzdruck unter den
Trägern enorm. Zurückgehende Finan-
zierungen bringen dann vor allem die
drittmittelgebundenen Träger in existen-
tielle Zwänge. Diese versuchen ihre
Marktmacht zu sichern, indem sie be-
stimmte Angebotssegmente besetzen
bzw. sich durch ein spezifisches Ange-
botsprofil auf dem Weiterbildungsmarkt
hervorzutun versuchen. 

Eine weitere Konkurrenz auf dem
ostfriesischen Weiterbildungsmarkt
stellen mittlerweile die Berufsschulen
dar. Mit der Reformierung des nieder-
sächsischen Schulgesetzes haben die
Berufsschulen Freiräume zur Beteili-
gung am regionalen Weiterbildungsan-
gebot erhalten. Sie können seitdem
über die herkömmliche Pflichtschulung
der Schüler hinaus in der beruflichen Zu-
satz- und Ergänzungsqualifizierung von
Jugendlichen aktiv werden und werden
somit in dem Bereich der Jugendberufs-
hilfe als Konkurrenten ernst genommen.  

Anregungen und Initiativen zur Ko-
operation unter den unterschiedlichen
Trägern zur Abstimmung von Angebo-
ten, zum Austausch von Ressourcen und
Kapazitäten, zur gemeinsamen Entwick-
lung und Nutzung komplexer und um-
fassender Bildungskonzepte werden

kaum sichtbar. Die Sorge, daß durch ei-
ne Zusammenarbeit das eigene Hand-
lungsfeld insbesondere der gut situier-
ten Träger in der Region eingegrenzt
werden könnte, hat ein größeres Ge-
wicht als der Wunsch nach Kooperation. 

Als defizitär wird von seiten der Trä-
ger die Kooperation mit den Betrieben
eingeschätzt. Während Großbetriebe in
der Regel selber für die Qualifizierung
ihres Personals sorgen können, sind
Klein- und Mittelnbetriebe im Falle von
qualifikatorischen Engpässen aufgrund
eigener Kapazitätendefizite auf externe
Qualifizierungsmöglichkeiten angewie-
sen. Trotz dieser „Abhängigkeit“ bekla-
gen die meisten Träger die Zurückhal-
tung von Betrieben bei der Inan-
spruchnahme von Kursen bzw. bei der
Anregung von Maßnahmen. Während
viele Träger auf der einen Seite ihr
großes Engagement, auf Betriebe als
potentielle Nachfrager zuzugehen, her-
vorheben, verweisen sie auf der anderen
Seite auf die betriebliche Reserviertheit.
Selbst „runde Tische“ mit Trägern und
Betrieben oder Betriebsbefragungen
zum Qualifikationsbedarf wären bislang
langfristig nicht erfolgreich. Die darauf-
hin konzipierten Maßnahmen würden
z.T. nicht einmal unbedingt beansprucht

werden. Punktuell, im Falle von akuten
Qualifikationsengpässen, suchten Be-
triebe die Unterstützung regionaler Wei-
terbildungsträger und stimmten mit die-
sen entsprechende Maßnahmen ab.
Kontinuierliche Kooperationen finden -
falls überhaupt - eher im Zusammen-
hang mit Integrationsprojekten der Ju-
gendberufshilfe statt, beispielsweise
wenn es um die Vermittlung und Betreu-
ung von Betriebspraktika geht. Einige
etablierte Träger, die schon seit gerau-
mer Zeit in diesem Bereich aktiv sind,
haben zu bestimmten Betrieben eine
feste „Kundenbindung“ aufgebaut. Dar-
über hinaus gibt es im Falle von betrieb-
lichem Personalbedarf auch vereinzelte
Nachfragen seitens einiger Betriebe
nach potentiellen Auszubildenden oder
Ausbildungsabsolventen. Allerdings be-
klagen Weiterbildungsträger auch, daß
Betriebe die außerbetriebliche Berufs-
ausbildung im Vergleich zur herkömmli-
chen betrieblichen Berufsausbildung als
second best ansehen würden.

Insgesamt besteht bei vielen Trägern
der Wunsch, von der Finanzierung durch
die Arbeitsämter unabhängiger zu wer-
den und eine stärkere aktivere Koopera-
tion mit Betrieben einzugehen. Solange
keine „Mitnahmeeffekte“ zu erwarten
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wären, so einige Träger, wäre die be-
triebliche Bereitschaft, sich mit Qualifi-
zierungsfragen auseinanderzusetzen
und in dieser Hinsicht aktiv zu werden,
äußerst dürftig. Dies ist nach Ansicht
vieler Träger verwunderlich, da es sich
bei den ostfriesischen Betrieben zum
überwiegenden Teil um Klein- und Mit-
telbetriebe handele, die aufgrund des
Fehlens eigener Qualifizierungsmöglich-
keiten doch auf ein gute regionale Aus-
stattung mit Qualifizierungsangeboten
angewiesen sein müßten, um Qualifika-
tionspotentiale ihrer Beschäftigten zu
nutzen bzw. zu erweitern.

44..  WWeeiitteerrbbiilldduunnggssppoolliittiikk  aauuss  ddeerr  SSiicchhtt
vvoonn  BBeettrriieebbeenn  

Das von Weiterbildungsträgern kriti-
sierte mangelnde Interesse und Engage-
ment von Betrieben in der regionalen
beruflichen Weiterbildung ist zunächst
in unmittelbarem Zusammenhang zu se-
hen mit dem Stellenwert von Weiterbil-
dung innerhalb der betrieblichen Perso-
nalpolitik bzw. mit dem betrieblichen
Problembewußtsein. Gerade für Klein-
und Mittelbetriebe ist es nach wie vor
symptomatisch, daß sie ein defensives
Weiterbildungsverhalten, wenn nicht
gar eine Weiterbildungsabstinenz an
den Tag legen. Weiterbildung reduziert
sich in der Regel auf ein Minimum und
beinhaltet allenfalls unabwendbare An-
passungsqualifizierung. Längerfristige
arbeitsplatzübergreifende Maßnahmen
finden selten statt und werden dann ad-
hoc abgestimmt. Viele Betriebe haben
für sich einen gewachsenen Modus ge-
funden, mit Personal- bzw. Qualifikati-
onsengpässen umzugehen, auf den sie
auch künftig bauen. Tritt im Gefolge
von betrieblichen Veränderungen
Qualifikationsbedarf auf, ver-
trauen Klein- und Mittelbetriebe
auf eine rasche Anpassungsbe-
reitschaft ihrer Mitarbeiter, die
sich im learning-by-doing-Verfahren
und in Kooperation mit Hersteller-
und Lieferfirmen das zunächst notwen-
dige Wissen aneignen, und darauf, daß
an Weiterbildung interessierte Mitarbei-
ter sich die erwünschten und betrieblich
einsetzbaren Qualifikationen durch indi-
viduelle, in der Freizeit durchgeführte
Weiterbildungsaktivitäten aneignen. 

Das betriebliche Weiterbildungsver-

halten ist gekennzeichnet durch wenig
innerbetrieblichen Aufwand und wenig
Außenbeziehungen. Dies ist zwar nicht
unwesentlich eine Frage von etwa finan-
ziellen oder auch zeitlichen Ressourcen,
aber zu berücksichtigen ist auch die
spezifische Personalpolitik der unter-
suchten Klein- und Mittelbetrieben, in
deren Rahmen sich betriebliches Weiter-
bildungsverhalten abspielt. In den mei-
sten untersuchten Betrieben zeigt sich
eine über Jahre hinweg relative Perso-
nalkonstanz, d.h. es haben in den letz-
ten Jahren kaum quantitative Verände-
rungen bei den Beschäftigtengruppen,
selbst bei denen auf den unteren Hierar-
chieebenen stattgefunden. Diese Perso-
nalstabilität mag zum einen Ausdruck
eines geringen personalpolitischen Ver-
änderungsdrucks in den Betrieben sein,
gleichzeitig kann sie aber auch als Re-
flex auf die Unergiebigkeit des externen
regionalen Arbeitsmarktes bzw. auf das
Fehlen von Arbeitskräften mit fachlichen
oder betriebsspezifischen Kenntnissen
gedeutet werden, das Betriebe dazu ver-
anlaßt, ihr Personal möglichst längerfri-
stig an den Betrieb zu binden und sich
vom externen Arbeitsmarkt weitgehend
unabhängig machen. Im Zuge dieser Ab-
schottungsstrategie bzw. dieses perso-
nalpolitischen
Selbstver-
sorger-
tums
schlagen
sich Auf-
trags-

schwan-
kungen
und damit
verbundene
Veränderun-
gen des Ar-
beitskräfte-

bedarfs nur in geringem Umfang auf Re-
krutierung und Entlassung von Arbeits-
kräften nieder. Stehen personelle Eng-
pässe           

an, versuchen Betriebe diese soweit wie
möglich über den internen Arbeitsmarkt
zu decken, sei es durch Versetzung zwi-
schen Betriebsstellen, Mehrarbeit oder
Arbeitsumverteilung. Ähnlich gestaltet
sich auch die Qualifizierung von Mitar-
beitern nach dem Motto: so viel wie be-
trieblich nötig und so wenig wie mög-
lich, wobei in der Regel die Qualifizie-
rung nicht den unmittelbaren betriebs-
oder arbeitsplatzpezifischen Bedarf
übersteigt. 

Obwohl von den Betrieben grund-
sätzlich die Notwendigkeit von Qualifi-
kationen für wirtschaftliche Anpas-
sungsfähigkeit und gesellschaftliche
Entwicklung erkannt wird, zeigt sich
doch in den wenigsten Betrieben ein
ausgeprägtes Problembewußtsein hin-
sichtlich der Weiterbildung der eigenen
Mitarbeiter. Auch sieht nur ein geringer
Teil der Betriebe die Notwendigkeit, ihr
Weiterbildungsverhalten zu ändern.
Selbst in solchen Betrieben, in denen
Qualifikationsdefizite der Mitarbeiter als
Innovationshemmnisse gesehen wer-
den, resultiert für sie hieraus nicht
gleich ein qualifizierungspolitischer
Handlungsdruck. Das Weiterbildungsan-
gebot in der Region wird von den wenig-
sten Betrieben als Möglichkeit gesehen,
das betriebliche Qualifikationsniveau zu
verbessern, vielmehr werden mit Weiter-
bildung eher betriebsferne oder indivi-
duell bzw. privat relevante Kurse oder

Integrationsmaßnah-
men für Arbeitslose
assoziiert. 

Widersprüch-
lich erscheint vor die-

sem Hintergrund aber
dann die betriebliche Kritik an der beruf-
lichen Weiterbildungspolitik in der Regi-
on. Trotz des relativ geringen Problem-
bewußtseins und des geringen Engage-
ments für mehr Qualifizierung der Mitar-
beiter beklagen nicht wenig Betriebe ei-
ne schlechte infrastrukturelle Ausstat-
tung in der regionalen Weiterbildung.

Als weitere Defizite werden nicht-be-
darfsgerechte Weiterbildungsangebote
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in der Nähe sowie fehlende Informatio-
nen über das regionale Weiterbildungs-
angebot genannt. 

Diese von Betrieben hervorgehobe-
nen Defizite in der regionalen Weiterbil-
dung teilen die meisten Träger nicht. Ih-
rer Meinung nach gebe es genügend In-
itiativen, die Betriebe dazu aufforder-
ten, Weiterbildungsangebote in An-
spruch zu nehmen, sei es durch das re-
gelmäßige Zusenden von
Weiterbildungsprogrammen, durch
Pressemitteilungen oder auch persönli-
che Ansprachen. Insofern stellt sich also
auch die Frage, inwieweit die von den
Betrieben genannten Defizite in der re-
gionalen Weiterbildung nicht auch eine
Legitimation für ihr passives Weiterbil-
dungsverhalten ist. Andererseits ist der
betriebliche Vorwurf, die regionalen
Weiterbildungsangebote entsprächen
nicht ihrem betrieblichen Bedarf durch-
aus ernstzunehmen, zumal es sich hier-
bei um ein auch in unterschiedlichen Be-
triebsbefragungen, die auch in anderen
Regionen durchgeführt worden sind,
gängiges Argumentationsmuster zu
handeln scheint (Höfkes/Beyer 1995).
Dies betrifft im übrigen auch den Hin-
weis vieler Betriebe - auf die Frage, war-
um sie sich denn nicht stärker an der
Konzeption eines bedarfsgerechten An-
gebots in der Region beteiligten -, daß
die Phase der Planung und Konzipierung
bis hin zur Umsetzung solcher betriebs-
spezifischen Angebote viel zu lange
dauern würde. Oftmals vergingen Mona-
te ehe die Kurse, die angeregt wurden,
stattfanden. Betriebe erkennen ihren
Weiterbildungsbedarf aber kurzfristig
und sind dann daran interessiert, diesen
möglichst rasch zu decken. Lange Pla-
nungsphasen der Weiterbildungsanbie-
ter führen zu zeitlichen Verzögerungen
bei der Umsetzung von Bedarf in Ange-
bote, so daß die Gefahr besteht, daß der
betrieblich artikulierte Bedarf dann
nicht mehr aktuell ist, wenn die Kurse
angeboten werden. 

55..  HHaannddlluunnggssbbeeddaarrff  iinn  ddeerr  rreeggiioonnaalleenn
WWeeiitteerrbbiilldduunngg

Insgesamt kann nicht behauptet
werden, daß Ostfriesland ein Schluß-
licht in der beruflichen Weiterbildung
ist. Die Entwicklung der beruflichen Wei-
terbildung in dieser Region, die Ausdif-

ferenzierung der Träger und Gestaltung
von Angeboten zeigen, daß es im Rah-
men von Förder- und Finanzierungsmög-
lichkeiten einige Initiativen gegeben hat
bzw. gibt, auf Weiterbildungsbedürfnis-
se bestimmter Zielgruppen bzw. Abneh-
mer zu reagieren und auch mit eigens
konzipierten Angeboten auf den Weiter-
bildungsmarkt zu treten. 

Zu den beiden Hauptproblemen in
der regionalen Weiterbildung dürften
wohl zum einen die Weiterbildungs-
marktsegmentation und die Konkurrenz
unter den Träger und zum anderen die
geringe Nachfrage seitens der Betriebe
bzw. ihre fehlendes Engagement in der
Weiterbildung gehören. So macht sich
unter den Trägern vielfach ein Träger-
egoismus bemerkbar, der dazu führt,
daß die meisten Träger institutionenbe-
zogen und weniger regionalorientiert
denken. Das heißt in erster Linie geht es
darum, Weiterbildung als Instrument zu
funktionalisieren, um die eigene Träger-
position in der Region zu stabilisieren,
hingegen wird sie weniger als Medium
der Regionalentwicklung wahrgenom-
men. Ein Leiter einer öffentlich-rechtli-
chen Bildungsinstitution umschreibt
dies folgendermaßen: „Gerade die neu
hinzugekommenen Träger sind regional
eigentlich gar nicht verwurzelt, ihnen
fehlt ein Gespür für so etwas wie regio-
nale Verantwortung“. Demgegenüber
fühlen sich die kleinen, kommerziellen
Träger häufig abgeschirmt von regional-
politischen Entscheidungen im Bereich
regionaler Strukturpolitik bzw. Wirt-
schaftsförderung. Vor diesem Hinter-
grund erweist es sich als zwingend er-
forderlich Weiterbildungsträger stärker
in den regionalen Dialog miteinzubezie-
hen.

Dies gilt auch für Betriebe, die dazu
tendieren, sich weitgehend vom regio-
nalen Arbeits- und Weiterbildungsmarkt
abzuschirmen, mitunter weil sie ihre
personal- und qualifizierungspolitischen
Interessen nicht befriedigt sehen bzw.
auch kaum eine Möglichkeit nutzen, ihre
Interessen zu artikulieren. Mangelnde
Initiativen bzw. fehlendes Problembe-
wußtsein in Sachen Weiterbildung erfor-
dern Formen des regionalen Aus-
tauschs, in denen aber auch der Nutzen
der Betriebe für eine regionalorientierte
Weiterbildungspolitik stärker transpa-

rent werden muß. Die von einigen Be-
trieben benannten Abstimmunsproble-
me zwischen (betriebsspezifischem)
Qualifizierungsbedarf und Weiterbil-
dungsangebot können ohnehin nur dis-
kursiv und prozeßorientiert angegangen
werden. Damit Weiterbildungsträger
künftig stärker ihr Klientel unter den Be-
trieben finden können, ist ein stärkerer
Austausch auf beiden Seiten unum-
gänglich. 

Beide Probleme im Sinne einer re-
gionalorientierten Weiterbildungspoli-
tik, d.h. auf der Grundlage eines kon-
sensfähigen Leitbildes in der Weiterbil-
dung Ostfrieslands zu handhaben setzt
voraus, daß Weiterbildung stärker als
bislang zum Bestandteil ostfriesischer
Regionalpolitik wird.

Für Ostfriesland gilt aber wohl bis-
lang: Wenn die bewußte, geplante und
gesteuerte Verzahnung beruflicher Wei-
terbildung mit anderen regionalen Poli-
tikfeldern, wie Wirtschaftsförderung, Ar-
beitsmarktpolitik ein Indikator für die re-
gionalpolitische Bedeutung von Weiter-
bildung ist, dann ist berufliche Weiter-
bildung weit davon entfernt, ein integra-
ler Bestandteil der ostfriesischen
Regionalentwicklung zu sein. 
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Die Ländliche Erwachsenen-
bildung in Niedersachsen e. V.
(LEB) führt seit 1995 eine Fort-
bildung für Absolventen le-
bensmittelwissenschaftlicher
Studiengänge im Bereich Qua-
litätsmanagement in der Le-
bensmittelwirtschaft durch.
Die inhaltlichen Schwerpunk-
te dieser Fortbildung sind
Qualitätsmanagement, Hygie-
ne und Mikrobiologie, Maß-
nahmen zur Einhaltung der
Lebensmittelsicherheit und
Umweltmanagement. Diese
Fortbildungen wurden jeweils
mit einer Erfolgsquote von
90 % Vermittlungsrate abge-
schlossen. Die hohe Vermitt-
lungsquote dieser Lehrgänge
ist u.a. auch darauf zurückzu-
führen, daß die Grundsätze
des Qualitätsmanagements -
basierend auf DIN EN ISO
9000 ff. - Teil der Schulungs-
konzeption selbst sind. 

Nachfolgend werden ausgewählte
Arbeitsweisen des Qualitätsmanage-
ments, wie z.B. systematische Auswahl-
verfahren, transparente Schulungspläne
mit anschließenden Erfolgskontrollen

und ein strukturiertes Dokumentations-
wesen, beschrieben.

EErraarrbbeeiittuunngg  vvoonn  SScchhuulluunnggsskkoonnzzeepptteenn
Die erfolgreiche Vermittlung von

Lernzielen hängt von verschiedenen Fak-
toren ab und dafür gibt es keine fertigen
oder einheitlichen Rezepte. Für die Er-
stellung von Schulungskonzepten sind
deshalb didaktische und methodische
Ausarbeitungen notwendig. Bei der in-
haltlichen Ausarbeitung ist nicht nur die
Darstellung, was man tut, sondern vor
allem die Begründung, warum es so und
nicht anders umgesetzt wird, für die ler-
nende Gruppe wichtig.

EEiinnfflluußßffaakkttoorr  TTeeiillnneehhmmeerr
Verschiedene Faktoren nehmen auf

diese didaktischen und methodischen
Ausarbeitungen Einfluß. Der wichtigste
Einflußfaktor ist der Teilnehmer, der sich
z. B. durch Bildungs- und Wissensstand,
bisheriger Qualifikation sowie ange-
strebtem Tätigkeitsbereich unterschei-
det. Deshalb ist ein gezieltes Auswahl-
verfahren und ein persönliches Fachge-
spräch Voraussetzung für die Teilnahme
an dieser Fortbildung.

BBeeggrrüünnddeettee  TThheemmeenn--  uunndd  MMeetthhooddeenn--
aauusswwaahhll

Wichtig für erfolgreiche Erarbeitung
von Schulungskonzepten ist die begrün-
dete Auswahl von Themen, Lernzielen
und Methoden. Dabei sollte der Gesamt-
zusammenhang einer Fortbildung im
Mittelpunkt stehen. Inhalte und Ziele
können meiner Ansicht nach nur dann
erfolgreich vermittelt werden, wenn die
Methoden der Vermittlung den Teilneh-
mern angepaßt sind. Durch die Metho-
denauswahl, wie z. B. Gruppenarbeiten,
kann die Präsentation von Ergebnissen

trainiert werden. Im Berufsalltag kann
eine Präsentation z.B. für eine Erklärung
von Laborergebnissen oder eine Presse-
meldung aufgrund einer Rückrufaktion
von Produkten gefordert werden.

VVeerrkknnüüppffuunngg  vvoonn  TThheeoorriiee  uunndd  PPrraaxxiiss
Entscheidend für den Verlauf einer

Schulungsmaßnahme ist die Orientie-
rung an der zukünftigen Tätigkeit und
damit der Praxisbezug. Im Rahmen der
Fortbildung „Qualitätsmanagement in
der Lebensmittelwirtschaft“ steht die
Verknüpfung von Theorie und Praxis im
Vordergrund. Die Inhalte des Theorie-
teils werden im Rahmen eines Betriebs-
praktikums trainiert und anschließend
in einer Projektarbeit selbständig umge-
setzt. Besonders wichtig ist es dabei,
daß operationalisierbare Aufgaben mit
dem Betrieb gemeinsam unter Nennung
von fachlichen Ansprechpartnern sicher-
gestellt werden. Verschiedene Arbeits-
abläufe in den Unternehmen werden be-
reits im Theorieteil im Rahmen von Be-
triebsbesichtigungen erlebt.

FFöörrddeerruunngg  vvoonn  aauuttooddiiddaakkttiisscchheenn  AArr--
bbeeiittsswweeiisseenn

Die gezielte Auswahl von Schulungs-
inhalten wird insbesondere für die be-
triebliche Weiterbildung wegen finanzi-
eller Einsparungen und der kurzen Ak-
tualität von Informationen zunehmend
wichtiger. Um diese Forderung und den
Lernerfolg gleichbleibend garantieren zu
können, sind deshalb parallel Maßnah-
men notwendig, die den Teilnehmer da-
zu befähigen, kontinuierlich selbständig
oder in kleinen Gruppen neue Themen
zu erarbeiten und selbständig umzuset-
zen. Deshalb werden in der Fortbildung
„Qualitätsmanagement in der Lebens-
mittelwirtschaft“ neben den fachlichen

Eine erfolgreiche Durchführung von Fortbildungen für
Hochschulabsolventen durch Arbeitsweisen aus dem 

Qualitätsmanagement
M A R I A  R E V E R M A N N *

*  Lebensmittelwissenschaftlerin und LEB Projekt-
leiterin - QM in der Lebensmittelwirtschaft
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Themen auch übergreifende Bereiche
wie Kommunikationstraining, Projekt-
management und Train-the-Trainer Kon-
zepte bearbeitet. Ein Beispiel dafür sind
Übungen, die nicht nur vor dem Over-
headprojektor, sondern im Betrieb vor
Mitarbeitern praktisch durchgeführt
werden. Im Rahmen dieser Fortbildung
werden theoretische Vorgaben für eine
Hygieneschulung nach der DIN 10514
besprochen und anschließend selbstän-
dig umgesetzt.

MMöögglliicchhkkeeiitteenn  ddeerr  WWiisssseennssvveerrmmiittttlluunngg
Eine häufig diskutierte Frage ist,

welche Möglichkeiten bestehen, Wissen
zu vermitteln und Informationen weiter-
zuleiten, so daß die angestrebten Ziele
erreicht und gleichzeitig die vorgegebe-
nen Rahmenbedingungen eingehalten
werden. Das Zusammenwirken von Ar-
beitsweisen aus dem Qualitätsmanage-
ment, didaktische sowie methodische
Ausarbeitungen können die erfolgreiche

Durchführung von Lernprozessen ver-
bessern und somit auf den ökonomisch
orientierten Berufsalltag vorbereiten,
der in einer vorgegebenen Zeit konkrete
Ergebnisse fordert. Inhalte und Lernziele
müssen deshalb an einem vorher festge-
legten Zeitplan orientiert sein und ent-
sprechend eingehalten werden. Not-
wendige Korrekturmaßnahmen nach
Fehlermeldungen und der Anlaß zu Wie-
derholungen oder Vertiefungen werden
durch Feedback-Maßnahmen sicherge-
stellt.

SScchhuulluunnggssppllaannuunngg  mmiitt  LLeerrnnzziieellbbeesscchhrreeii--
bbuunnggeenn

Die Festlegung von Schulungszielen
ist für eine erfolgreiche Schulungspla-
nung sinnvoll. Die Aufgabe besteht dar-
in, Schulungsziele eindeutig zu formu-
lieren. Weitere Anforderungen an Lern-
zielbeschreibungen sind beobachtbare
Verhaltensweisen und ein konkreter Be-
wertungsmaßstab, der auch für den Teil-

nehmer transparent ist. Einerseits sind
diese Bemühungen um Zielbeschreibun-
gen aus der Sorge um Eindeutigkeit des-
sen, was in der Schulung erreicht wer-
den soll, zu erklären. Daneben sind sie
meiner Meinung nach zweifellos dafür
geeignet, der Willkürlichkeit und Belie-
bigkeit unterrichtlicher Zielsetzungen
als einem Gemenge von Idealen und
Stoffangaben einen Riegel vorzuschie-
ben. 

WWiisssseennssssttooffff  uunndd  HHaannddlluunnggssffäähhiiggkkeeiitt
Die Begründung von Schulungszie-

len bildet den Schwerpunkt für die Kon-
struktion von Schulungsplänen. Der Ver-
gleich verschiedener Schulungspläne
zeigt, daß vorwiegend reproduzierbarer
Wissensstoff den Zielvorstellungen zu-
geordnet wird, ohne konkret darzustel-
len, was mit dem Inhalt in der Praxis ge-
meint und beabsichtigt ist. Deshalb ist
nicht nur die Wissensvermittlung, son-
dern gleichrangig die praktische Hand-
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lungsfähigkeit von Bedeutung und muß
bei einer Fortbildung für Hochschulab-
solventen meiner Ansicht nach beson-
ders berücksichtigt werden. 

NNaacchhwweeiissssyysstteemmee  mmiitt  CChheecckklliisstteenn
Vorteile der standardisierten Ausar-

beitung und einheitlicher Maßnahmen-
katalogen bestehen meiner Erfahrung
nach in dem Arbeiten mit Systemen, die
das Auffinden von Mängeln und gleich-
zeitig ein Nachweissystem sowie Trans-
parenz ermöglichen. Dafür können ver-
schiedene Pläne, Checklisten und For-
mulare hilfreich sein. 

TTrraannssppaarreennttee  IInnffoorrmmaattiioonneenn
Erst die Weitergabe von transparen-

ten Informationen und logischen Er-
klärungen ermöglicht eine Verhaltens-
änderung. Besonders wichtig ist es da-
bei, den Teilnehmern die nötige Einsicht
in festgelegte Maßnahmen und in ihre
Tätigkeiten zu vermitteln und damit In-
teresse hervorzurufen. Denn nur wer
Verständnis für die Maßnahmen hat,
wird diese auch unkontrolliert bzw. un-
beaufsichtigt einhalten und selbständig
verfolgen.

MMoottiivvaattiioonn  uunndd  VVeerrbbeesssseerruunnggssppootteennttiiaall
Teilnehmer wie auch Mitarbeiter im

Betrieb sind meiner Erfahrung nach be-
sonders motiviert, wenn sie ihre eigene
Verantwortung für den Gesamtprozeß
bzw. das Endprodukt und somit auch
das Verbesserungspotential erkennen.
Außerdem ist für die Einhaltung von Re-
geln entscheidend, dem Teilnehmer die
Kette von Auswirkungen, die bei Nicht-
einhaltung der notwendigen Regelun-
gen eintritt, darzustellen. Jeder einzelne
Teilnehmer trägt damit als Glied zum Ge-
samterfolg einer Fortbildung bei. Im
Rahmen der Fortbildung Qualitätsmana-
gement in der Lebensmittelwirtschaft
wird dies durch Verteilung von Aufga-
ben, wie z.B. Recherche in Fachzeit-
schriften, Vorbereitung von Betriebsbe-
sichtigungen, Ordnungsaufgaben im
Kursraum oder auch die Organisation
von Treffen außerhalb des Seminares
geübt. 

EErrggeebbnniissssiicchheerruunngg  dduurrcchh  EErrffoollggsskkoonnttrrooll--
lleenn

Um Wissen sicherzustellen, sind For-
men der Erfolgskontrolle wie z.B. Fragen
und Antworten, Gespräche und Diskus-
sionen, Beobachtungen und Betriebsbe-
sichtigungen, Übungen und Selbstlern-
programme durchzuführen. Neben einer
strukturierten Planung und systemati-
schen Umsetzung ist die Sicherstellung
von Schulungszielen entscheidend. Mit
Hilfe einer sogenannten Erfolgskontrolle
kann geübt werden, daß es im Berufsall-
tag bei der Delegation von Aufgaben
ebenfalls darauf ankommt, eine regel-
mäßige Kontrolle für die erfolgreiche
Durchführung sicherzustellen. Dadurch
wird Verbindlichkeit und Verantwortung
trainiert. Denn auch das dichteste Netz
von Kontrollen ist unwirksam, wenn
nicht jeder einzelne Mitarbeiter mit der
größtmöglichen Sorgfalt und Gewissen-
haftigkeit die ihm anvertrauten Aufga-
ben ausführt. Gleichzeitig ist eine Kon-
trolle über das erlernte Wissen für beide
Seiten wichtig. Der Teilnehmer und spä-
ter Mitarbeiter bekommt dadurch eine
Bestätigung, daß er die Inhalte richtig
verstanden hat, und kann seinen Lern-
erfolg deutlich erkennen. Die Projektlei-
tung erreicht im Rahmen dieser Rück-
meldung eine Ergebnissicherung und er-
fährt, inwieweit die Inhalte wiederholt
oder eventuell angetroffene Mängel in
der nächsten Seminareinheit behandelt
werden müssen. Daneben wird die Ver-
bindlichkeit der regelmäßigen Teilnah-
me an den Fortbildungsveranstaltungen
durch abschließende Prüfungen verbes-
sert und durch einen ausgestellten Lei-
stungsnachweis für die weitere berufli-
che Entwicklung wertvoll.

DDoozzeenntteennaauusswwaahhll
Die Dozenten sollten neben der fach-

lichen eine didaktische Kompetenz ha-
ben, das heißt, in der Vermittlung von
Wissen geschult sein und genügend Er-
fahrung haben, um auch schwierige
Lernsituationen zu bewältigen. Dazu
kommt die Anforderung an rhetorische
Fähigkeiten, um die Aufmerksamkeit der
Teilnehmer zu erhalten. Diese Kriterien
sollten bei der Auswahl von Dozenten
überprüft werden. Für den Einsatz in der
Fortbildung „Qualitätsmanagement in
der Lebensmittelwirtschaft“ ist insbe-

sondere die mehrjährige Berufserfah-
rung in der Lebensmittelbranche ein we-
sentliches Auswahlkriterium, damit die-
se Inhalte möglichst praxisnah vermit-
telt werden können.

SSeemmiinnaarrrraauumm  aallss  UUmmggeebbuunnggsseeiinnfflluußß
Äußere Umgebungseinflüsse, wie

z.B. der Seminarraum, können ebenfalls
auf den Erfolg einer Fortbildung einwir-
ken. Schulungsräume sollten deshalb
möglichst hell und freundlich eingerich-
tet sein. Außerdem ist Belästigung, wie
z.B. durch Lärm oder unangenehmen
Geruch, auszuschalten. Die Sitzord-
nung, Farben sowie die allgemeine At-
mosphäre in einem Raum können den
Verlauf einer Schulung zusätzlich positiv
beeinflussen. Für die Sicherstellung die-
ser Anforderungen kann ein Maßnah-
menkatalog mit Auswahlkriterien hilf-
reich sein.

SSttrruukkttuurriieerrttee  VVoorrggeehheennsswweeiissee  aallss  VVoorr--
tteeiill

Vorteile, die durch strukturierte Vor-
gehensweisen in Anlehnung an die Ar-
beitsweisen des Qualitätsmanagements
bei der Entwicklung von Schulungskon-
zepten entstehen, sind z.B. ein konkre-
ter Kursplan, vollständige Themenkata-
loge, koordinierter inhaltlicher und zeit-
licher Umfang der Schulungseinheiten,
Dauer und Notwendigkeit von Vertie-
fungs- und Wiederholungsveranstaltun-
gen, rechtzeitige Ankündigung, ausge-
wählte Dozenten, gezielte Methoden-
auswahl und Medieneinsatz. Ein festge-
legtes Programm dokumentiert dann,
durch welche Maßnahmen die Ziele er-
reicht werden sollen. Bei der Vielzahl
von Punkten, die bei einer organisatori-
schen und vor allem inhaltlichen Pla-
nung für einen störungsfreien Ablauf
vorbereitet werden müssen, ist meiner
Erfahrung nach ein konkretes, transpa-
rentes und logisches System notwendig.
Dieses System kann mit Hilfe von Ar-
beitsweisen aus dem Qualitätsmanage-
ment strukturiert sowie standardisiert
werden und damit den äußeren Lern-
ablauf maßgeblich positiv unterstützen.
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Über die Vermittlung von Praktika
und Beschäftigungsmöglichkeiten im
Hinblick auf die Expo hinaus, können die
Kenntnisse nachhaltig zur Integration in
die hiesige Gesellschaft genutzt werden.
Außerdem können sie auch bei einer
möglichen Rückkehr in die Ursprungs-
länder die Existenz der Menschen dort,
z.B. im Tourismusbereich, sichern.

Die gesamte Qualifizierung läuft
über knapp 15 Monate. Der Unterricht in
der Vorphase (Sprachkurs DaF und Ori-
entierung vom 3. März bis 14. Mai 1999)
findet an vier Tagen pro Woche von 9.00
bis 15.30 Uhr (insgesamt 21 Arbeitsstun-
den) statt. Freitags haben die Teilneh-
merInnen die Möglichkeit, sich indivi-
duell beraten zu lassen. Die Hauptphase
(15. Mai 1999 bis 14. Mai 2000) ist mit
32,5 Arbeitsstunden (= 40 Unterrichts-
stunden) geplant. Während der Haupt-
phase bekommen alle TeilnehmerInnen
einen Arbeitsvertrag nach BAT auf der
Grundlage von BSHG § 19.

Für die Projektkoordination und
pädagogische Mitarbeit sind über EU-

FlüMi-Expo - hinter diesem
Kürzel verbirgt sich eine neue
Qualifizierungsmaßnahme für
Flüchtlinge und MigrantInnen
aus der Stadt und dem Land-
kreis Göttingen. Ab dem
03.03.1999 werden in diesem
Projekt bisher Sozialhilfe be-
ziehende Flüchtlinge und Mi-
grantInnen im Dienstlei-
stungsbereich in Hinblick auf
die EXPO 2000 in Hannover
qualifiziert.

as Bildungswerk der DAG im
Lande Niedersachsen e.V. hat
in Zusammenarbeit mit dem
Amt für Beschäftigungsförde-

rung der Stadt Göttingen, den Sozialäm-
tern der Gemeinden des Landkreises
Göttingen und dem IfaK (Institut für an-
gewandte Kulturforschung e.V.) ein Pi-
lotprojekt entwickelt, das mit Mitteln
der EU-Kommission gefördert wird.

Diese Kooperation hat seit den Maß-
nahmen FlüMi-Büro und FlüMi-Arbeits-
welt schon so etwas wie Tradition in der
Stadt und im Landkreis. Von den Teil-
nehmern und Teilnehmerinnen aus den
verschiedensten Ländern werden diese
Maßnahmen wegen der Einbeziehung
ihrer eigenen Bedürfnisse sehr ge-
schätzt, oft nachgefragt und wahrge-
nommen. Nichtsdestotrotz bedurfte es
für die Hauptkooperationspartner BW
DAG, Reg.Göttingen und das IfaK einen
langen Atem und Beharrlichkeit, bis die-
ses innovative Projekt eine entsprechen-
de Förderung durch EU-Mittel erhielt.

Im aktuellen Projekt werden intensi-
ves Deutsch-Sprachtraining, eine weite-
re Fremdsprache (Englisch oder Franzö-
sisch), berufsspezifische Fachkenntnis-
se in den Bereichen Gastronomie, Haus-
wirtschaft und Tourismus angeboten.
Dadurch werden nicht nur die persönli-
che Lage der Teilnehmer und Teilnehme-
rinnen verbessert und Beschäftigungs-
effekte erzielt. Mit Blick auf die EXPO
2000 und dem Ausbau Göttingens als
Kongressstandort geht es auch um die
Präsentation der Region als innovativ,
weltoffen und gastfreundlich!

Die vielfältigen Sprach- und sonsti-
gen Fachkenntnisse der Teilnehmer und
Teilnehmerinnen bilden ein Potential,
das die Region bereichern wird. Durch
die Qualifizierungsmaßnahme werden
diese Ressourcen für die Gastronomie,
den Tourismus und die Expo-Projekte
der Region nutzbar gemacht.

Vervollständigt wird die Qualifizie-
rung im theoretischen Teil durch die
Lernbereiche EDV, Kommunikation, All-
gemeinbildung, Wirtschaft, Gesellschaft
und Existenzgründung.

Projekt „FlüMi“ - EXPO
Ein neues EU - Projekt in Göttingen

H O L G E R  M A R T E N S ,  L E N K E  T U S C H  U N D  C H R I S T I N E  M B A R U K *
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* Projekt-Team „Flümi“-EXPO beim Bildungswerk
der DAG in Göttingen
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Mittel drei Teilzeitkräfte eingestellt. Dar-
über hinaus ist eine Migrantin auf der
Basis von BSHG § 19 ab Mai 1999 für ein
Jahr Vollzeit für die Beratung und Be-
treuung der TeilnehmerInnen zuständig
und eine vom IfaK gestellte Praktikantin
arbeitet derzeit an ein bis zwei Tagen
pro Woche direkt in der Maßnahme mit.
Ca. 80% der Unterrichte und Qualifizie-
rung wird über externe DozentInnen ge-
tragen. Die Kooperationspartner des BW
DAG, das IfaK und das Sprachzentrum
Eine Welt e.V. (SEW) sowie die BV Arbeit
& Leben e.V. stellen hier die Lehrkräfte.

Wie oftmals in der Projektearbeit mit
mehreren Finanziers konnte auch FlüMi-
Expo nur mit zeitlicher Verzögerung be-
ginnen. Der anvisierte Projektbeginn
1. September 1998 konnte nicht einge-
halten werden, da die Bewilligung für
das Projekt von der EU-Kommission erst

kurz vor Weihnachten zugestellt wurde.
Trotz des Zeitmangels in der Vorberei-
tungsphase und daraus resultierenden
Problemen und Schwierigkeiten ist die
Vorbereitung erfolgreich verlaufen und
das Projekt gut gestartet. An der Maß-
nahme nehmen 20 Personen teil, davon
7 Frauen und 13 Männer. Das Alter liegt
zwischen 21 und 56 Jahren. 15 Teilneh-
merInnen wohnen in der Stadt Göttin-
gen und 5 TeilnehmerInnen im Landkreis
Göttingen. Sie haben die deutsche
Staatsangehörigkeit, eine Aufenthalt-
serlaubnis, eine Aufenthaltsbefugnis  in
erster Instanz anerkannte Asylbewerber.
Der überwiegende Teil der TeilnehmerIn-
nen hat im Herkunftsland ein Hoch-
schulstudium abgeschlossen und dorti-
ge z.T. mehrjährige Berufserfahrung. Die
TeilnehmerInnen kommen aus acht Län-
dern: Afghanistan (5 Pers.), Irak/Kurdi-

stan (5 Pers.), Iran (3 Pers.), Libanon (2
Pers.), Türkei (2 Pers.), Kasachstan (1
Pers.), Rußland (1 Pers.), Polen (1 Pers.).

Die Maßnahme wird vom IfaK wis-
senschaftlich begleitet und ist mit ande-
ren EU Projekten vernetzt. So sollen die
Maßnahme und die Ergebnisse nach
den 1155  MMoonnaatteenn  QQuuaalliiffiizziieerruunnggssddaauueerr
ausgewertet werden, damit ähnliche
Projekte von unseren Erfahrungen euro-
paweit profitieren können.

Projekt „FlüMi - EXPO“
BW DAG, Region Gö
Lange Geismarstr.73
D-37073 Göttingen
FON: ++49(0)551/47188
FAX: ++49(0)551/48170
e-mail: BWDAG-GOE@t-online.de

gefördert mit Mitteln der EU
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apropos ✦ Beratung in den Feldern: apropos

✦ Supervision Erwachsenenbildung, brigitte wimar

✦ Psychodrama soziale Einrichtungen, jochen kampmeier

✦ Moderation Erziehung, non profit/ ritterplan 2

✦ Trainings non government D-37073 göttingen

Organisationen 0551 / 44797

apropos-ka-wi@t-online.de
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Sie alle sind seit einigen Jah-
ren Bürger/innen Hannovers
oder der Region. Gemeinsam
mit 20 anderen Migrantinnen
aus 10 Nationen nehmen sie
bis Mai nächsten Jahres an ei-
ner Qualifizierungsmaßnah-
me des VNB zum Gästeführer/
zur Gästeführerin teil. Die
zwölfmonatige Maßnahme
vermittelt grundlegende
Kenntnisse für das breite Be-
rufsfeld des Tourismus und
wird mit Mitteln aus dem Eu-
ropäischen Sozialfonds geför-
dert.

abei ist die Vielzahl der Na-
tionen, aus denen die Teil-
nehmer/innen stammen,
durchaus Programm. "Zum

Bestandteil der Qualifizierung gehört
es, daß die in Hannover lebenden Aus-
länder/innen ihre speziellen Kenntnisse
und Sichtweisen dieser Stadt einbrin-
gen", so Ruth Wenzel (46), Projektleite-
rin der Qualifizierungsmaßnahme. "Wir
wollen die Ansprüche eines umwelt- und
sozialverantwortlichen Tourismus mit
den speziellen Kenntnissen und Kompe-
tenzen ausländischer Hannoveraner/in-
nen verknüpfen." Initiiert und konzipiert
wurde die Qualifizierung im VNB-Bil-
dungs- und Projektmanagement in Han-
nover. "Im Hinblick auf die bevorstehen-
de Weltausstellung Expo 2000, die inter-
national bedeutenden Messen und das
kontinuierliche Wachstum im Bereich In-

VNB eröffnete die Möglichkeit einer
praktischen Umsetzung. Mit Blick auf ei-
ne finanzielle Förderung aus ESF-Mitteln
wurde ein Konzept für die Zielgruppe
der in Hannover lebenden Migrant/in-
nen, die Sozialhilfe beziehen, formuliert.
Rückschläge gab es jedoch auch bei die-
ser Initiative: Eine zugesagte zusätzliche
finanzielle Förderung der Teilnehmer/in-
nen seitens des städtischen Sozialam-
tes wurde ohne nähere Erklärung kurz-
fristig wieder zurückgezogen. "Zumin-
dest unverständlich", nennen dies die
Initiatoren, "denn die Inanspruchnahme
`ausländischer Kompetenz´ bedeutet ei-
ne positive Bestärkung nicht nur der di-
rekt beteiligten, sondern aller hier le-
benden Ausländerinnen. Die Wertschät-
zung fördert ihre Identifizierung mit der
Stadt Hannover und ist ein wichtiger
Beitrag für das Zusammenleben ver-
schiedener Kulturen in dieser Stadt."

Neun Monate beschäftigen sich Mar-
zena, Elina, Abdu, Boris und die anderen
Teilnehmer/innen in der Theoriephase
der Qualifizierung u. a. mit Grundwissen
des Tourismus, speziell des umwelt- und
sozialverantwortlichen Tourismus, mit
der Stadtgeschichte Hannovers, der EX-
PO 2000. Weitere drei Monate sind ei-
nem Praktikum vorbehalten, das z. B.
bei Tourismusverbänden der Stadt und
Region, bei Unternehmen und Institutio-
nen im EXPO-Zusammenhang oder bei
Reiseagenturen und -büros gemacht
werden kann. "Die Integration von Theo-
rie und Praxis ist zentraler Teil der Kon-
zeption", betont Ruth Wenzel. Nicht al-
lein die Zeit des Praktikums soll dies ge-
währleisten. "Regelmäßige Projekttage,
die den theoretischen Unterricht ergän-
zen, ermöglichen die praktische Ein-
übung des Gelernten. Dabei werden zu-
gleich das Arbeiten in Gruppen, Team-
fähigkeit und Kooperation geübt. We-

coming-Tourismus kann die Qualifizie-
rung die Möglichkeit einer beruflichen
Integration der Teilnehmer/innen ver-
bessern", erwarten die verantwortlichen
Pädagogen Petra Fischer und Hartmut
Horn. "Bei traditionellen Stadtführun-
gen werden ausländische Gruppen in
der Regel in einer der internationalen
Verkehrssprachen (Englisch, Franzö-
sisch, Spanisch) betreut, denn die
Sprachkenntnisse der meisten Gäste-
führer/innen reichen über dieses Stan-
dardrepertoire nicht hinaus. Zur Welt-
ausstellung werden Besucher aus unter-
schiedlichsten Ländern nach Hannover
kommen. Um ihnen die Stadt und die
Veranstaltung näherzubringen, sind je-
ne Menschen in besonderer Weise ge-
eignet, die sowohl mit der Sprache, der
Kultur und dem Alltag der Herkunftslän-
der als auch der Gastregion vertraut
sind."

Die Qualifizierung findet in Koopera-
tion mit Stattreisen e.V. statt. Der Verein
besitzt langjährige Erfahrungen in Pla-
nung, Organisation und Durchführung
zielgruppen- und erlebnisorientierter
Stadtreiseprogramme und richtet zu-
dem jährlich den Reisepavillon aus, die
bundesweit größte Messe und Informa-
tionsveranstaltung zum sozial- und um-
weltverantwortlichen Tourismus. "Die
Idee, eine Ausbildung für ausländische
Hannoveranerinnen anzubieten, trage
ich schon längere Zeit mit mir herum",
sagt Anke Biedenkapp (39), Geschäfts-
führerin von Stattreisen in Hannover.
"Wenn ich das Konzept vorstellte, gab
es auch immer wieder anerkennende
und unterstützende Worte, bis hin zur
Aufnahme der Idee in das Hannover-Pro-
gramm 2001. Bei der Finanzierung blieb
die Unterstützung dann allerdings regel-
mäßig aus." Die Kooperation mit dem
Bildungs- und Projektmanagement des

Marzena aus Polen und Abdu aus Eritrea
Elina aus Israel und Boris aus Rußland

VNB bietet Qualifizierung zum Gästeführer an

H A R T M U T H O R N *

* pädagogischer Mitarbeiter des VNB

D
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tionsquellen, Medien, und verschiedene
Sozialformen ein. Gegenstand des Un-
terrichts ist aber auch auch die Soziale
Kompetenz - Kommunikationsverhalten,
Teamarbeit, Rollenverständnis, Ziel-
gruppenorientierung. Auch rechtliche
Aspekte oder solche des Marketings
und der Öffentlichkeitsarbeit stehen auf
dem Programm. Den Abschluß der Qua-
lifizierung bildet eine einwöchige Refle-
xionsphase. "Wir wollen dabei vor allem
der Frage nachgehen, wie es für jede/n
einzelne/n Teilnehmer/in weitergehen
kann", sind sich Ruth Wenzel und Tanga-
zar Khasho einig. Neben einer Fortset-
zung der Gästeführer/innentätigkeit
über die EXPO hinaus können BSHG-
Stellen im touristischen Bereich oder bei
entsprechender Eignung eine Berufs-
ausbildung - etwa als Touristikas-
sistent/in oder Reisebürokauffrau/ -
mann - einen weiteren Schritt zur beruf-
lichen Integration darstellen.
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sentlich dafür wiederum ist eine weitere
Verbesserung der deutschen Sprach-
kenntnisse, auch dies ein Schwerpunkt
der Qualifizierungsmaßnahme." Die
Teilnehmer/innen können während der
Projekttage beispielsweise eigene
Stadtrundgänge konzipieren, entspre-
chende Materialien erstellen oder Doku-
mentationen städtischer Themen mit
unterschiedlichen Medien erarbeiten.
"Da gibt es Raum, um sich weitgehend
selbständig den jeweiligen Interessens-
schwerpunkte zu widmen", meint Ruth
Wenzel. Eine Ergänzung findet der theo-
retische Unterricht auch in Form von Ex-
kursionen und Hospitationen. Neben
den fachlichen Inhalten betont das Kon-
zept vor allem die soziale Dimension des
Lernens. Entsprechend wird die Qualifi-
zierung sozialpädagogisch begleitet.
"Im Kurs treffen verschiedene Kulturen
aufeinander, individuelle Krisen, schwie-
rige Situationen im sozialen Umfeld,
Probleme mit Behörden - auch das
gehört zum Alltag des Lernens ", meint
Tangazar Khasho (39), der den Kurs als
Sozialarbeiter betreut. Tangazar Khasho
kennt die Situation der Migrant/innen.
Er selbst kommt aus Syrien und ist seit
einiger Zeit in der Flüchtlingssozialar-
beit tätig. Die Unterstützung bei der Be-
wältigung von Konflikten und Schwierig-
keiten bedeutet für die Teilnehmer/in-
nen ebenso eine Stabilisierung ihrer Le-
benssituation wie die Aneignung neuer

Kenntnisse und Fertigkeiten im Hinblick
auf eine berufliche Integration.

Fast alle Teilnehmer/innen besitzen
berufliche Erfahrungen, viele haben ein
Studium abgeschlossen, einige haben
bereits als Stadtführer/in gearbeitet.
Viktoria hat mehrere Jahre Touristen
durch St. Petersburg geführt. "Mir hat
diese Arbeit viel Spaß gemacht, und ich
freue mich darauf, Gästen Hannover zei-
gen zu können", beschreibt sie ihre Er-
wartungen. Ähnlich sieht es Tetyana, die
in Odessa als offizielle Stadtführerin un-
terwegs war. "Mich interessiert vor al-
lem die Kultur in der Stadt. Aber bisher
kenne ich nur wenige Museen hier."

"Wir hatten fast 60 Interesssent/in-
nen für die Qualifizierungsmaßnahme,
aber wir konnten nur 24 Teilnehmer/in-
nen aufnehmen", erläutern Petra Fi-
scher und Hartmut Horn, "und die Aus-
wahl haben wir uns nicht leicht ge-
macht. Mit allen Interessent/innen ha-
ben wir Bewerbungsgespräche geführt.
Wichtig waren vor allem ausreichende
Deutschkenntnisse und die Fähigkeit
zum Umgang mit Gruppen. Auch sollte
es ein Teilnehmer/innenkreis sein, der
möglichst viele Nationen umfaßt." So
beginnt die Qualifizierung mit einer Art
"Kulturweltspiegel" der verschiedenen
Kulturkreise der Teilnehmer/innen,
durch den der interkulturelle Ansatz der
Qualifizierung konkret erfahrbar wird.
Die Methodenwerkstatt führt in Informa-
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Eine große Zahl von Eine-
Welt-Initiativen setzt sich seit
Jahren auf vielfältige Art und
Weise ein für Gerechtigkeit,
Solidarität, Frieden und Öko-
logie weltweit. Die größten-
teils ehrenamtlich arbeiten-
den Initiativen informieren
über Ursachen und Hinter-
gründe der weltweiten sozia-
len und ökologischen Proble-
me: Verarmung eines immer
größer werdenden Teils der
Menschheit ist die Kehrseite
eines Reichtums, der gleich-
zeitig durch Raubbau an der
Natur die Lebensgrundlagen
für künftige Generationen zer-
stört. 

urch Informations- und Bil-
dungsveranstaltungen, Kam-
pagnen, Lobbyarbeit und so-
lidarische Aktionen konfron-

tieren die Initiativen unsere Gesellschaft
und ihre Institutionen mit den Fragen
der Zukunftsfähigkeit unserer Lebens-
weise.

Die Eine-Welt-Initiativen wollen
mehr Menschen dafür gewinnen, ihr ei-
genes Denken und Handeln an der Eine-
Welt-Verantwortung zu orientieren und
selbst für politische Veränderungen im
Sinne einer zukunftsfähigen Entwick-
lung aktiv zu werden. Um ihrer Arbeit
mehr Nachdruck und Wirkung zu verlei-
hen, haben sich viele von ihnen auf lo-
kaler und Länderebene zusammenge-
schlossen.

In mittlerweile 13 Bundesländern ha-
ben sich rund 1.900 Eine-Welt-Initiativen
zu Landesnetzwerken zusammenge-
schlossen. In weiteren Bundesländern
sind Landesnetzwerke im Aufbau. Die
Mitgliedsorganisationen sind kleine
Nichtregierungsorganisationen
(NROen), lokale Initiativen und Netz-
werke, regionale Zentren und Regional-
gruppen großer NROen. Die Eine-Welt-
Landesnetzwerke sind demokratisch
und pluralistisch von unten nach oben
strukturiert. Hierdurch ist gewährleistet,
daß die Interessen und Sichtweisen der
Basisinitiativen in internen Diskussions-
und Entscheidungsprozessen zu ge-
meinsamen Positionen der Landesver-
bände führen. Die Landesnetzwerke ver-
treten die gemeinsamen Positionen ge-
bündelt gegenüber Politik, Verwaltung
und anderen gesellschaftlichen Grup-
pen und Institutionen.

Auf Bundesebene arbeiten die Lan-
desnetzwerke in der Arbeitsgemein-
schaft der Landesnetzwerke (AGL) zu-
sammen. Sie sind Mitglied im Verband
Entwicklungspolitik deutscher NRO
(VENRO). Die Landesnetzwerke unter-
stützen die Arbeit ihrer Mitglieder, der
Eine-Welt-Initiativen und NRO´s bei
ihrem Engagement für eine zukunfts-
fähige, sozial gerechte, ökologisch ver-
trägliche und international gerechtere
Gesellschaft. Mit ihren Aktionen und
Kampagnen haben sie in den letzten
Jahren immer wieder Landesregierungen
und Landtage, die Bundesregierung und
den Bundestag aufgefordert Wege in
Richtung einer solchen zukunftsfähigen
Entwicklung einzuschlagen. Sie setzen
sich ein für Eine-Welt-Politik als Quer-
schnittsaufgabe aller Politikbereiche der
Bundesregierung und der Landesregie-
rungen. Sie sind Ansprechpartner in
Nord-Süd-Fragen für die jeweiligen Lan-

desregierungen und andere gesell-
schaftliche Gruppen. Sie verstehen sich
als Forum für Eine-Welt-politische Dis-
kussionen. Sie bieten Serviceleistungen
für ihre Mitglieder, für lokale Initiativen
und MultiplikatorInnen an. Sie verste-
hen sich als Sprachrohr der benachtei-
ligten Bevölkerungsgruppen vor allem in
den Ländern des Südens. Durch öffent-
lichkeitswirksame Aktionen im Bereich
der entwicklungspolitischen Inlandsar-
beit sensibilisieren sie die Menschen für
die Eine-Welt-Thematik und tragen zu
Verhaltensänderungen im persönlichen
und politischen Bereich bei. 

Die AGL hat sich am 19.02.1999 in
Göttingen als Verein konstituiert. Der
rechtsfähige Status erschien der AGL
notwendig, um auf Landes- und Bundes-
ebene (noch) koordinierter und ge-
schlossener für die Förderung der ent-
wicklungspolitischen Inlandsarbeit ein-
zutreten. Dieses verstärkte Auftreten ist
dringend nötig - so die AGL - wenn die
gesellschaftlichen Kräfte überzeugt wer-
den sollen, sich den globalen Herausfor-
derungen des 21. Jahrhunderts zu stel-
len. Hierbei spielen, so die Erkenntnis
der letzten Jahre, die entwicklungspoliti-
schen Gruppen und Initiativen durch In-
formation über Ursachen und Hinter-
gründe in den Bereichen Gerechtigkeit,
Solidarität, Frieden und Ökologie welt-
weit eine wesentliche Rolle. Sie infor-
mieren z.B. über den Zusammenhang
von Verarmung eines immer größer wer-
denden Teils der Menschheit als Kehr-
seite eines Reichtums, der gleichzeitig
durch Raubbau an der Natur die Lebens-
grundlagen zukünftiger Generationen
zerstört. 

Das Bildungswerk der DAG begleitet

BW DAG goes to Eine-Welt
Projekt „Förderung von globalem Lernen, Denken und Handeln“

D R .  R O L A N D  D R U B I G  U N D  J O C H E N  K A M P M E I E R *

D

* Dr. Drubig und Jochen Kampmeier, Mitarbeiter des
Bildungswerks der DAG im Lande Niedersachen
e.V., Region Göttingen
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onspartnern i.d.R. auf Basis der Rege-
lungen des Nds. EBG. Dies entspricht
nicht mehr in allen Punkten den Anfor-
derungen eines ganzheitlichen Lernen-
Ansatzes, der den Bildungseinrichtun-
gen die Rolle eines Moderators, Bera-
ters, Betreuers und öffentlichen Kom-
munikators überträgt. 

Die Erwachsenenbildung wird zu ei-
nem Dienstleistungs- und Unterstüt-
zungszentrum mit professionellen Ver-
marktungsstrategien werden müssen, in
deren Rahmen der Pädagoge oder die
Pädagogin nicht mehr entscheidet was
und wie gelernt wird, sondern in dem er
oder sie die Rolle eines Moderators und
Förderers von Lernprozessen über-
nimmt, während die Lernenden die Se-
minare oder konkreten Projekte mit rea-
len Zielen selbst organisieren. Konflikte
und/oder Unverträglichkeiten mit z.B.
dem EBG sind somit angelegt und ver-
langen nach neuen, freieren Regelun-

mit ihrem Kooperationspartner, dem In-
stitut für angewandte Kulturforschung
e.V., diesen Prozeß seit Sommer 1998. 1

Mit der Einrichtung einer zeitlich be-
fristeten Mitarbeiterstelle verfolgt das
Bildungswerk das Ziel, die für den weite-
ren Aufbau der AGL wichtige Koordina-
tionsarbeit zu unterstützen. Gleichzeitig
möchte das Bildungswerk, die aus den
entwicklungspolitischen Diskussionen
gewonnen Erfahrungen, besonders was
das Thema Eine-Welt in lokalen Agenda-
Prozessen betrifft, für die Weiterent-
wicklung seiner Arbeit nutzen. Die Ar-
beit der Landesnetzwerke sowie die Er-
fahrungen aus den Agenda-Prozessen
im südlichen Niedersachsen haben dem
Bildungswerk die Notwendigkeit ver-
deutlicht, mit dem Projekt ‘Förderung
von globalem Lernen, Denken und Han-
deln’ die verschiedenen Akteure in Göt-
tingen für die lokalen Agenda-Prozesse
zu interessieren und zu motivieren. 

Zunächst sollen anhand einer Analy-
se der bisherigen landesweiten Aktivitä-
ten des BW DAG im Bereich umwelt- und
entwicklungspolitische Bildungsarbeit
Konzepte für Maßnahmen entwickelt
werden, die zur Implementierung um-
welt- und entwicklungspolitischer Inhal-
te in die Seminar-, Qualifizierungs- und
Weiterbildungsangebote des BW DAG
sowie seiner Kooperationspartner
führen. Davon ausgehend soll mit dem
Aufbau eines im Sinne der Agenda 21
nachhaltigen Bildungskonzeptes für die
Region Südniedersachsen mit Koopera-
tionspartnern und anderen Einrichtun-
gen der Erwachsenenbildung begonnen
werden. Das Bildungswerk greift damit
Diskussionen des Arbeitskreises Bil-
dung und Medien auf, die als Zwi-
schenbericht am Runden Tisch zum Dia-
log-Prozeß Agenda 21 Niedersachsen
vorgestellt wurden. Im Zwischenbericht
zum landesweiten Agenda 21 Prozeß
wird die Bedeutung betont, die Bil-
dungsinstitutionen für die Verbreitung
des Leitbilds nachhaltige Entwicklung
haben. In einem Selbstverpflichtungska-
talog heben die Bildungsinstitutionen
(das Bildungswerk der DAG wurde auf
Landesebene durch den Vertreter der
DGB/Bildungsvereinigung Arbeit und
Leben repräsentiert) u.a. hervor, daß
das Leitbild nachhaltige Entwicklung bei
der Angebotsentwicklung besonders

berücksichtigt werden soll, daß eine
umwelt-, entwicklungs- und sozialver-
trägliche Gestaltung der Bildungsein-
richtung vorgenommen werden soll, daß
innerbetriebliche Dialog- und Partizipa-
tionsstrukturen entwickelt und geför-
dert werden sollen, daß Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen im Sinne des formu-
lierten Leitbildes fortgebildet werden
sollen, daß lokale und regionale Koope-
rationszusammenhänge und Netzwerke
in einen regelmäßigen Informations-
und Erfahrungsaustausch eingebunden
werden sollen, und daß ein möglichst
rascher Transfer neuer Forschungser-
kenntnisse in den Bereichen Umweltbil-
dung, Entwicklungs- und Sozialpolitik
erfolgen soll. Betont wird weiterhin, daß
die didaktischen und methodischen
Prinzipien einer Bildung für nachhaltige
Entwicklung eines Denkens in Zusam-
menhängen und eines zukunftsgerichte-
ten Denkens bedürfen wie sie auch par-
tizipatorisches,
selbstorgani-
siertes bzw.
selbsttätiges,
situations- und
anwendungsbe-
zogenes sowie
kooperatives
und dialogi-
sches Lernen
erfordern. 

Dieser ganz-
heitliche Ler-
nen-Ansatz ver-
langt von den
Einrichtungen
der Erwachse-
nenbildung die
Übernahme ei-
nes neuen Auf-
gabenfeldes.
Bislang er-
schöpfte sich
die Arbeit der
Einrichtungen
auf die Planung
und Durch-
führung von Se-
minaren und
Vorträgen in ei-
gener Regie
oder in gemein-
samer Regie mit
ihren Kooperati-
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gen. Vernetzheit, Umgang mit Komple-
xität und Konstruktivität von Wirklich-
keit sind die Parameter, die den ganz-
heitlichen Lernen-Ansatz zu einem glo-
balen Lernen-Ansatz erweitern.

Diesen Prozeß voranzutreiben und
Mittel für seine Umsetzung bereitzustel-
len wird in Zukunft der Schwerpunkt der
Arbeit der Bildungsinstitutionen sein
müssen. Obwohl sich der Arbeitskreis
Bildung und Medien des Runden Tisches
Niedersachsen dafür ausspricht, daß die
Landesregierung Schritte unternimmt,
um die Bildungsinstitutionen auch fi-
nanziell in die Lage zu versetzen, den
neuen Bildungsauftrag zu erfüllen, ist
von seiten der Politik bislang nur wenig
für die Realisierung getan worden. Die
Bildungseinrichtungen müssen daher
die Initiative zum gegenwärtigen Zeit-
punkt selbst ergreifen und Projekte initi-
ieren, die umwelt- und Eine-Welt-politi-
sche Bildung miteinander verzahnen.

Das Bildungswerk der DAG, bzw. die
Erwachsenenbildung, steht somit vor
neuen Herausforderungen. 

Spätestens seit dem Erdgipfel von
Rio de Janeiro ist offensichtlich, daß für
die umfassenden ökologischen und so-
zialen Probleme auf der Erde in erster Li-
nie die fehlentwickelten Industrieländer
vor allem des Nordens verantwortlich
sind. Ihr Entwicklungsweg ist nicht zu-
kunftsfähig und kann deshalb kein Leit-
bild für andere sein, sondern muß sich
ändern. Änderung in den Lebens- und
Konsumgewohnheiten greifen tief in die
Interessensphäre aller Menschen hier
ein. Solche Prozesse können nur erfolg-
reich sein, wenn sie von den Menschen
selbst gewollt und gestaltet werden. Ini-
tiiert und begleitet werden müssen die-
se Prozesse von Diskussionen um alle
Aspekte des ökologischen und sozialen
Umbaus, der auch die Erfordernisse ei-
ner globalen Gerechtigkeit berücksich-
tigt.

Die Agenda 21, insbesondere in
ihrem Kapitel 36, plädiert auf diesem
Hintergrund für eine generelle Neuaus-
richtung der Bildung im Sinne einer ‘Bil-
dung für nachhaltige Entwicklung’, for-
dert verstärkte Investitionen in Bil-
dungs- und Öffentlichkeitsarbeit zu Um-
welt- und Entwicklungsfragen und eine
breitenwirksame Mobilisierung der Öf-
fentlichkeit. Eine besondere Bedeutung

Im südlichen Niedersachsen existie-
ren zur Zeit in den Gemeinden Flecken
Adelebsen, Samtgemeinde Dransfeld,
Stadt Duderstadt, Landkreis Northeim,
Stadt Northeim, Gemeinde Rosdorf,
Stadt Uslar, Landkreis Göttingen, Stadt
Herzberg, Landkreis Holzminden, Stadt
Holzminden Agenda-Beschlüsse. Im
Flecken Bovenden, der Samtgemeinde
Bad Grund, der Gemeinde Friedland, der
Samtgemeinde Gieboldehausen, der
Stadt Göttingen, der Stadt Hann. Mün-
den, der Stadt Hardegsen, der Gemein-
de Katlenburg-Lindau sind mittlerweile
Agenda-Prozesse initiiert worden. An
den Prozessen fällt auf, daß entwick-
lungspolitische Überlegungen und wei-
tergehende Bildungskonzepte zu Fragen
der Partizipation bislang nur zum gerin-
gen Teil in die Prozesse Eingang finden.
Das Bildungswerk engagiert sich in Göt-
tingen momentan im Agenda-Plenum
und den angeschlossenen Arbeitsgrup-
pen Bildung und Beratung und Entwick-
lungspolitik. 

In dem Dokument Agenda 21
werden neun wichtige Akteure für die
kommunalen Agenda-Prozesse be-
nannt: Bauern, Frauen, Kinder, Nichtre-
gierungsorganisationen, Wirtschaft, Ver-
waltung, Gewerkschaften, Wissen-
schaft.

1 Mit vielen einzelnen Gruppen aus diesem Bereich
gibt es schon seit langen Jahren eine Kooperations-
partnerschaft bei Bildungsmaßnahmen

WWeeiitteerree  IInnffoorrmmaattiioonneenn  üübbeerr  ddiiee  AArr--
bbeeiitt  ddeerr  AAGGLL  ssiinndd  zzuu  eerrhhaalltteenn  bbeeii
Dr. Roland Drubig, BW DAG i.L.Nds.e.V., 
Lange Geismarstr. 73, D-37073 Göttingen, 
FON 0551/47188, FAX 0551/48170, 
e-mail: BWDAG-GOE@t-online.de 
oder c/o IfaK, Nikolaistr. 15, 37073 Göttingen, 
Tel. 0551-487141, Fax 0551-487143, 
e-mail: ifak-ven-goe@oln. comlink. apc.org 

wird dabei den nichtstaatlichen Trägern
beigemessen. 

Globales Lernen, Denken und Han-
deln in diesem Sinne ist die gesell-
schaftliche Herausforderung an der
Schwelle zum 21. Jahrhundert. Diese
Herausforderung wird im Rahmen der
Informations-, Bildungs-, Bewußtseins-
und Solidaritätsarbeit zur Eine-Welt-
Thematik aufgegriffen. 

Durch Informations- und Bildungs-
veranstaltungen, durch Lobbyarbeit und
solidarische Aktionen konfrontiert eine
Vielzahl von Eine-Welt-Engagierten un-
sere Gesellschaft und ihre Institutionen
mit den Fragen nach der Zukunftsfähig-
keit unserer Lebensweise. Diese Aus-
gangslage und die Zwischenergebnisse
des Agenda-Prozesses in Niedersachsen
verstärken unsere Überlegungen und
die Bereitschaft, in unserem Einflußbe-
reich nach neuen Formen und veränder-
ten Inhalten und Zielsetzungen einer Bil-
dungsarbeit für die Zukunft zu suchen.
Gemeint ist ein Prozeß, der über das
hinausgeht, was bei uns schon intensiv
im Rahmen der Weiterentwicklung der
Angebote und des Qualitätssicherungs-
prozesses geschieht.

Dennoch benötigen wir und andere
dringlich eine Palette von operationali-
sierbaren Lernzielen und Inhalten auf
verschiedenen Stufen sowie hilfreicher
und erfolgversprechender methodischer
Vorschläge. Diese sollen und können
Eingang finden in unser Angebot auf al-
len Ebenen der traditionellen, der ange-
botsorientierten und natürlich als
Dienstleistung/Mitarbeiterfortbildung
für die Arbeit der Kooperationspartner.
Das Bildungswerk bereitet 1999 konkret
für seine Mitarbeiter Weiterbildungen
im Bereich ‘Globales Lernen im Agenda-
Prozeß -partizipative Methoden der Bür-
gerbeteiligungen-’ vor. 

In der Region Göttingen sollen in Zu-
sammenarbeit mit dem Agenda-Plenum
und der Arbeitsgruppe ‘Bildung und Be-
ratung’ Anleitungen und Informationen
für die Moderation von Agenda-Prozes-
sen und Agenda-Arbeitsgruppen ange-
boten werden. Für den Herbst plant das
Bildungswerk die Organisierung eines
Hearings ‘Erfahrungen mit der Koordi-
nierung und Lenkung von kommunalen
Agenda-Prozessen’.
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vagen Begriff der postindustriellen Ge-
sellschaft oder der Informations- und
Wissensgesellschaft umschreibt, dia-
gnostiziert wird ein tiefgreifender Wan-
del der Arbeitsbeziehungen und der Ar-
beitsanforderungen. Die traditionellen
Arbeitsbiografien mit einem erlernten
Beruf, den man bis zum Rentenalter aus-
übt, gehören der Vergangenheit an. Er-
fahrung und Routine werden sich nicht
mehr der gleichen Wertschätzung wie in
der Vergangenheit erfreuen. An Bedeu-
tung gewinnen kognitive Fähigkeiten
der Wissensverarbeitung und die Globa-
lisierung erhöht nach übereinstimmen-
dem Urteil der Ökonomen den Konkur-
renzdruck auf Minderqualifizierte.

Der ökonomische und technologi-
sche Strukturwandel erfordert eine per-
manente Anpassung der Qualifikationen
an sich immer schneller verändernde
Anforderungen und zugleich wird eine
höhere Qualifikation zum entscheiden-
den Kriterium für die Optimierung von
Lebenschancen. Weiterbildung, lebens-
langes Lernen und die Pflege und Pro-
duktion des „Rohstoffes“ Wissen stellen
neue Herausforderungen an das Bil-
dungssystem. Das gilt im besonderen
Maße für die Institutionen und Organi-
sationen der Erwachsenenbildung. Die
Organisation des Lernens als Dauerauf-
gabe hat eine Vielzahl von Weiterbil-
dungsträgern mit einem regelrechten
Markt hervorgebracht. Diesem Wettbe-
werb stellen sich die Volkshochschulen
schon seit einiger Zeit. Wir wollen im fol-
genden einige Aspekte benennen, wie
durch Umsteuern die Volkshochschulen
diesen Wettbewerb besser bestehen
können.

11..  OOrrggaanniissaattiioonnssffoorrmm  ddeerr  VVoollkksshhoocchh--
sscchhuulleenn  iinn  kkoommmmuunnaalleerr  TTrrääggeerrsscchhaafftt

Zunächst ist festzuhalten, daß Insti-
tutionen der Erwachsenenbildung sich

durch ihre normative Strukturierung ge-
genüber Organisationen auszeichnen,
die primär technisch verwertbares, funk-
tionales Wissen vermitteln. Sie verfol-
gen einen umfassenden normativ defi-
nierten Bildungsauftrag und beziehen
darüber ihre Identität, die sich nicht be-
liebig austauschen läßt. Darin liegt zwar
ein gewisses Beharrungsmoment, das
man als Mangel an Flexibilität auslegen
könnte, aber - wie wir noch zeigen wer-
den - ist die normative Strukturierung
eher ein Wettbewerbsvorteil als -nach-
teil. 

Erforderlich ist nicht eine Änderung
der Ziel- und Zweckbestimmung, son-
dern eine größere Eigenständigkeit der
öffentlichen Erwachsenenbildungsträ-
ger gegenüber den Kommunen. Was
aber ist die geeignete Organisations-
form, wenn Volkshochschulen nicht
mehr als Amt geführt werden sollten?
Gegen eine materielle Privatisierung
spricht, daß die Volkshochschulen dann
ausschließlich Leistungen anbieten
müßten, die einen positiven Deckungs-
beitrag erwirtschaften würden. Sie
könnten jene spezifischen Leistungen,
die einen positiven öffentlichen Nutzen
stiften ohne die Kosten dafür decken zu
können (z. B. Allgemeine und politische
Bildung, Kreativitätskurse, Integration
von Ausländern in die Gesellschaft etc.)
aus wirtschaftlichen Gründen nicht
mehr anbieten. Gerade für diese Ange-
bote erhalten sie von der Trägerkommu-
ne aber ihre Zuschüsse, weil sie als kol-
lektive Güter im öffentlichen Interesse
liegen, die andernfalls nicht bereitge-
stellt würden. Als privatisierte Eigenge-
sellschaften geführt wären die Volks-
hochschulen lediglich ein Spiegelbild
der privaten Anbieter. Diese Gefahr be-
stände tendenziell auch bei einer for-
mellen Privatisierung, d.h. wenn die VHS
als Eigengesellschaft der Kommune aus-

Die Verfasser haben die Ems-
land-Volkshochschulen und
die Volkshochschule Graf-
schaft Bentheim maßgeblich
bei der Vorbereitung auf die
Zertifizierung nach DIN EN
ISO 9001 begleitet und bera-
ten. Dabei ging es um die Fra-
ge, wie die ursprünglich auf
die fehlerfreie Produktion von
Industriegütern bezogenen
ISO-Normen sinnvoll auf die
„Produktion von Bildung“ um-
geschrieben werden können.
In ihren Ausführungen zur Ver-
zahnung der VHS mit dem Bil-
dungssystem und zur Pla-
nungssicherheit als Voraus-
setzung für Qualitätssicher-
heit geben sie Anregungen für
die aktuelle Weiterbildungs-
debatte, weisen aber auch
über den Tag hinaus.

ir leben inmitten eines ra-
santen Strukturwandels
unserer Gesellschaft. Die
klassische Industriege-

sellschaft mit ihren typischen Arbeits-
und Produktionsweisen der Großbetrie-
be mit Massenproduktion verabschiedet
sich und an ihre Stelle tritt ein neuer Ge-
sellschaftstyp. Egal ob man ihn mit dem

Durch Umsteuern die Zukunft der VHS sichern
Qualitätsmanagement in der Erwachsenenbildung

WW II LL HH EE LL MM   BB OO RR NN HH AA LL MM   //   RR AA LL FF   WW OO RR TT MM AA NN NN   **

W
*  Dr. Bornhalm und Dr. Wortmann sind Professoren

an der Fachhochschule Osnabrück, Fachbereich
Verwaltungsmanagement
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gegliedert würde und die betriebswirt-
schaftliche Form einer GmbH annehme;
es sei denn, der vertraglich fixierte
Zweck einer solchen in jedem Falle gem-
einnützigen GmbH und die Detailrege-
lungen des Gesellschaftervertrages
schlössen diese Gefahr aus. Aber im
Rahmen des Neuen Steuerungsmodells
müssen sie auch nicht als Eigengesell-
schaften ausgegliedert werden, um
wettbewerbsfähig zu sein. Entscheidend
ist, daß sie die erforderliche organisato-
rische und wirtschaftliche Selbständig-
keit erhalten mit der sie ihren Bildungs-
auftrag effizient erfüllen können. Durch
die Budgetierung sollten den Volks-
hochschulen finanzielle Freiräume ge-
schaffen werden, die mit organisatori-
schen und personalwirtschaftlichen Ei-
genständigkeiten anzureichern sind.
Welche Strukturen erforderlich sind, um
ein qualitativ hochwertiges Angebot be-
reitzustellen, die Bedürfnisse der Stu-
dierenden zu befriedigen und im Wett-
bewerb mit anderen erfolgreich zu sein,
sollte man den Volkshochschulen selber
überlassen. Die notwendige politische
Steuerung erfolgt optimalerweise durch
das Kontraktmanagement. Die Politik
(der Rat der Kommune) schließt mit der
Volkshochschule einen Vertrag, in dem
die Ziele und Leistungsanforderungen
outputorientiert festgelegt und über-
prüfbar gemacht werden. Wie diese Zie-
le umgesetzt und erreicht werden, ist
dann die Aufgabe der selbstverantwort-
lich arbeitenden VHS.  Das heißt: Dezi-
dierte Abkehr von alten Verwaltungs-
strukturen, hin zur Teamarbeit, Prozeß-
steuerung und Aufbau eines betriebs-
wirtschaftlichen Rechnungswesens und
die Gestaltung eines Berichtswesens,
das die Grundlage zu einem umfassen-
den Benchmarking  werden kann. Diese
betriebswirtschaftlichen Instrumente er-
setzen keine bildungspolitischen Ziele,
sie stehen vielmehr im Dienste einer
möglichst effektiven Erreichung der ge-
setzten Ziele.

Zur Organisationsmodernisierung
gehört auch, die Funktion des „Pädago-
gischen Mitarbeiters“ zu überdenken.
Deren Tätigkeit ist mittlerweile nicht
mehr oder nur noch in geringem Umfang
pädagogisch bestimmt. Arbeitsschwer-
punkte sind seit langem Planung, Orga-
nisation und Abwicklung von Veranstal-

tungen. Die allgemeine Forderung des
„lebenslangen Lernens“ gilt auch für
die, die es für andere organisieren. Der
zeitgemäße pädagogische Mitarbeiter,
der besser als Bildungsreferent/in zu
bezeichnen wäre, muß für seine Tätig-
keit die Grundlagen des Projektmanage-
ments, des Marketings, der Kostenrech-
nung u.a.m. kennen, also im erhebli-
chen Umfang betriebswirtschaftliche
Kompetenzen vorweisen.

Über diese Strukturveränderungen
hinaus ist eine das gesamte Team moti-
vierende und die Arbeit bestimmende
„Unternehmensphilosophie“ als allge-
meines Leitbild erforderlich. Was auch
immer der konkrete Inhalt des allgemei-
nen Bildungszieles oder der einzelnen
Weiterbildungsmaßnahme ist, allen ge-
meinsam sollte das Ziel einer optimalen
Qualität sein. Deshalb bietet sich das
„Qualitätsmanagement“ als Leitidee zur
Führung von Volkshochschulen an.

22..  „„QQuuaalliittäättssmmaannaaggeemmeenntt““  uunndd  ddiiee  ZZeerr--
ttiiffiizziieerruunngg  vvoonn  QQuuaalliittäättssssttaannddaarrddss

Qualitätsmanagement ist ein
„Führungsprozeß, der die gezielte Pla-
nung, Steuerung und Kontrolle aller
Qualitätsaspekte und -dimensionen ei-
ner Organisation umfaßt.“1 Sehr verein-
facht formuliert versteht man unter Qua-
litätsmanagement das systematische
Aufspüren von Schwachstellen im Lei-
stungsprozeß und die permanente Opti-
mierung der Produktions- und Lei-
stungsprozesse durch konsequente Be-
seitigung dieser Mängel. Denn besser
als die freundlichste Entschuldigung
beim in seinen Erwartungen enttäusch-
ten Kunden ist es, wenn erst gar keine
Reklamationen entstehen und Nachbes-
serungen nötig werden. 

Dieses alles mag man in einer Zeit, in
der die Rede vom stimmenden „Preis-
Leistungsverhältnis“ in aller Munde ist,
für so selbstverständlich halten,
daß es unbegreiflich ist, daß dar-
über dicke BWL-Lehrbücher ge-
schrieben werden. Aber es hatte
lange gedauert bis dieser einfache
Gedanke Einzug in die Philosophie der
Industrie- und Dienstleistungsunterneh-
men fand. Seine konsequente Umset-
zung erfolgte in den 50er Jahren im in-
dustriellen Sektor in Japan.2 Durch na-
hezu fehlerfreie Produktion erzielten die

japanischen (v.a. Automobil-) Unterneh-
men einen enormen Wettbewerbsvorteil
am Weltmarkt. Ebenfalls in der Automo-
bilbranche setzte sich dann 30 Jahre
später dieser Gedanke in den USA als
Antwort auf die „japanische Herausfor-
derung“ durch. Dem internationalen
Qualitätswettbewerb folgte der nationa-
le. Es zeigte sich, daß Unternehmen mit
Qualitätssicherungssystemen bei den
Kunden erhebliche Wettbewerbsvorteile
erzielten.

Über England, wo die Qualitätssi-
cherung auch die erste Normung erfuhr (
- die später von der International Stan-
dardisation Organization (ISO) über-
nommen wurde - kam die Idee des Qua-
litätsmangements zwar auch nach
Deutschland, aber hier tat man sich da-
mit zunächst schwer, da man doch
glaubte, daß der Begriff „Made in Ger-
many“ bereits für unüberbietbare Qua-
lität stehe. Im Dienstleistungsbereich
hat sich der Qualitätsgedanke erst Ende
der 80er Jahre durchgesetzt. Allmählich
erkannten Banken, Versicherungen und
Luftfahrtbetriebe, daß die Qualität ein
wenigstens ebenso bedeutendes Mar-
ketinginstrument ist wie der Preis.

Mit der Verpflichtung zur Evaluation
durch das neue Niedersächsische Er-
wachsenenbildunungsgesetz aus dem
Jahre 1996 und voraussichtlich auch
durch das derzeit diskutierte Nachfolge-
gesetz ab 2000 zieht der Gedanke, Qua-
lität als Leitziel zu betrachten, mittler-
weile auch in die Volkshochschulen ein.
Sie erkennen, daß bei wachsender Kon-
kurrenz auf dem Wei-
terbildungs-
markt die
Qualitäts-
siche-
rung ein
entschei-
dendes 
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Kriterium ist, um die Kundenpräferenzen
für sich zu gewinnen. Sie sind einerseits
aufgrund der knapperen Finanzmittel
dazu gezwungen, um ihre eigenen bzw.
selbsterwirtschafteten Einnahmen oder
Umsätze zu erhöhen. Andererseits kön-
nen sie nur durch hohe Qualitätsstan-
dards sich die zunehmend bedeutender
werdenden Weiterbildungsmärkte er-
schließen, die sich aus der steigenden
Nachfrage seitens der Unternehmen und
auch Verwaltungen ergeben. Speziell im
Bildungssektor ist aufgrund der Ei-
gentümlichkeit des „Produktes Bildung“
Qualität bedeutsamer als der Preis. Glei-
ches gilt im Wettbewerb um Fördermittel
supranationaler Förderer oder um Pro-
jekte, die z. B. durch Arbeitsämter geför-
dert werden. 

Ein wesentliches Instrument, um das
große Problem der inhaltlichen Festle-
gung des Qualitätsbegriffs und seiner
Kriterien zu entschärfen, ist die Ausstel-
lung von Qualitätszertifikaten für Bil-
dungseinrichtungen, die auf gemeinsa-
men Normen beruhen. Sie ermöglichen
Vergleiche und eröffnen Chancen, durch
Qualitätssicherung den Volkshochschu-
len völlig neue Betätigungsfelder und
Funktionen im gesamten Bildungssy-
stem zu erschließen.

33..  VVeerrzzaahhnnuunngg  ddeerr  VVHHSS  mmiitt  ddeemm  BBiill--
dduunnggssssyysstteemm

So wie die VHS schon heute durch
Qualitätssicherung bestimmte Bildungs-
abschlüsse zertifizieren kann, so ist auf
der Basis definierter Qualitätsstandards
durchaus denkbar, daß der gesamte
VHS-Sektor einen Beitrag zur Ent-
schlackung der Lehrpläne an den Hoch-
schulen und so zur Reduzierung der Stu-
diendauer leistet. So könnten propä-
deutische Veranstaltungen wie z. B.
Sprachen (Wirtschaftsenglisch, -spa-
nisch etc.), Grundlagen der Datenverar-
beitung, der Mathematik und derglei-
chen mehr von den Studierenden an
ihren heimischen Volkshochschulen,
auch in den Semesterferien, absolviert
und zertifiziert werden, die dann von
den Hochschulen anerkannt werden. Für
solche Zwecke ließen sich analog der in-
ternationalen Anerkennung der Studien-
leistungen Systeme mit standardisier-
ten Modulen entwickeln, deren Qualität

durch entsprechend dafür zertifizierte
Volkshochschulen garantiert wird. Das
Ergebnis wäre eine intensivere Koopera-
tion der Volkshochschulen auf horizon-
taler Ebene einerseits und mit anderen
Bildungsträgern wie Hochschulen ande-
rerseits auf einer vertikalen Ebene. Wir
wissen, dass ein solcher Vorschlag man-
chem zur Zeit noch illusionär erscheinen
mag. Dennoch ist es richtig und für die
Zukunft unausweichlich, die herge-
brachten Abschottungen zwischen den
Systemen Schule, Hochschule und Er-
wachsenenbildung möglichst bald zu
beseitigen und „durch Kooperation in ei-
nem offenen Lernfeld unter Einbezug
von Selbstlernen und neuen Medien“ zu
ersetzen (Hamburger Manifest zur Wei-
terbildung vom 13. Mai 1998; sh. nbeb
MAGAZIN 2/98, S. 16).

44..  PPllaannuunnggssssiicchheerrhheeiitt  aallss  VVoorraauusssseett--
zzuunngg  ffüürr  QQuuaalliittäättssssiicchheerrhheeiitt

Damit die Volkshochschulen sowohl
im Wettbewerb erfolgreich sind als auch
die erforderliche Organisationsreform
durchführen können, benötigen sie drin-
gend mehr Planungssicherheit. Das gilt
insbesondere für ihren Etat. Denkbar
wäre ein Solidaritätspakt über eine Qua-
litätsoffensive an niedersächsichen
Volkshochschulen in Abwandlung eines
Angebotes der Landesregierung an die
Hochschulen. In einer durch das neue
Gesetz ab 2000 getroffenen Zielverein-
barung würde den Volkshochschulen,
die sich an der Qualitätssicherung betei-
ligen, über drei oder vier Jahre der Zu-
schuß des Jahres 1998 abgesichert. Un-
abweisbare Haushaltskürzungen aus
übergeordnetem Grunde bleiben hier
außer Betracht, sofern sie von vornher-
ein in eine kalkulierbare mittelfristige
Planung eingebunden sind. Dieser Zu-
schuss sollte nicht an weitere Vorgaben
geknüpft werden und erst recht nicht die
Organisationsstruktur beeinflussen. Be-
triebswirtschaftlich sinnvolle Zuschüsse
belohnen gute Ergebnisse und erstatten
nicht die Kosten, denn inputorientierte
Zuschüsse motivieren die Organisation
nicht.

Entsprechend sollten die jeweiligen
(kommunalen) Träger ihre Zuschüsse an
die Volkshochschulen für einen über-
schaubaren Rahmen von ebenfalls drei

oder vier Jahren absichern und ihnen so
Zeit geben, sich darauf einzustellen, den
selbsterwirtschafteten Teil ihres Bud-
gets erhöhen zu müssen. Damit wird
den Volkshochschulen zugleich ein ge-
sicherter Rahmen gegeben, sich mittel-
fristig eine Organisationsstruktur zu ge-
ben, die sie in die Lage versetzt, die Leit-
idee des Qualitätsmanagements nach-
haltig zu realisieren.

Eingebettet in diesen Rahmen und
die genannten inneren Strukturverände-
rungen brauchen die Volkshochschulen
den Wettbewerb nicht zu fürchten. Gera-
de ihre Besonderheit, die eingangs er-
wähnte normative Strukturierung ge-
reicht ihnen richtig eingesetzt zum Wett-
bewerbsvorteil. Die Volkshochschule
kann aufgrund ihres breiter ( und tiefer )
angelegten Bildungsauftrages die Ge-
fahr einer langfristig kontraproduktiven
Reduzierung auf eine rein funktionale
Wissensvermittlung sprengen und so
das Qualitätsangebot machen, daß un-
ter diversen Stichworten wie „ganzheit-
liches“ oder „vernetztes“ Denken ge-
handelt wird. Gemeint ist damit jeweils,
daß Bildung - auch ohne Rückgriff auf
das alte Humboldtsche Bildungsideal -
immer noch mehr ist als bloßes Wissen.
Bildung impliziert die Erkenntnisse von
Gesamtzusammenhängen ebenso wie
die Chancen der persönlichen Emanzi-
pation (Gebrauch des eigenen Verstan-
des und Kritikfähigkeit) und die soziale
und politische Kompetenz (demokrati-
sche Bildung).3 Die normative Struktur
gibt der Wissensgesellschaft somit in
der Bildung das unverzichtbare ethische
Fundament. Hier liegt die große Heraus-
forderung, aber auch die Chance für die
Zukunft der Bildungsinstitutionen allge-
mein und der Volkshochschulen im be-
sonderen. 

1 Christoph Jaschinski / Andreas Reddemann; Qua-
litätsmanagement für Nonprofit-Dienstleister. (Hrsg.
Walter Eversheim) Berlin-Heidelberg-New York 1997,
S. 39; sowie Maria Oppen;Qualitätsmanagement.
Berlin 1995
2 vergl. Winfried Glaap; ISO 9000 leichtgemacht.
München - Wien 1993, S. 11 ff.
3 vergl. Christiane Ehses / Rainer Zech; Nicht Infor-
mation, sondern Bildung! In: Hessische Blätter für
Volksbildung, Heft 1/1998, S. 19 - 27, hier S. 25
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Die Mitglieder des nbeb be-
grüßen die Verankerung von
Qualitätssicherung und Eva-
luation im neuen Erwachse-
nenbildungsgesetz. Die Si-
cherung und Entwicklung von
Qualität und professioneller
Arbeit bestimmen zwar seit je-
her die Arbeit der anerkann-
ten Einrichtungen der Erwach-
senenbildung in Niedersach-
sen. Die inzwischen zahlreich
entwickelten Konzepte und In-
strumente der Qualitätsent-
wicklung z. B. in den Berei-
chen von Schule, Hochschule
und Kulturarbeit sowie der öf-
fentlichen Dienstleistungen
und im Bereich der Wirtschaft
haben der Qualitätsdiskussi-
on jedoch neue Impulse gege-
ben.

ie öffentlich geförderten Ein-
richtungen der Erwachsenen-
bildung in Niedersachsen
nehmen diese neuen Arbeiten

und Diskussionen zur Qualitätsentwick-
lung auf, übertragen sie auf ihre spezifi-
schen Aufgabenfelder, erweitern damit
ihre bisherigen Arbeitsansätze und erar-
beiten erwachsenenbildungsspezifische
Konzepte und Verfahren. Sie tun dies,
um

✦ sich für die berechtigten Weiterbil-
dungsinteressen und veränderten 
Lernansprüche der Bevölkerung wei-
ter zu öffnen,

✦ den wirksamen, effizienten und 
verantwortlichen Einsatz öffentlicher 
Mittel einer ständigen Prüfung zu 
unterziehen,
✦ ihr Arbeits- und Leistungsprofil zu 
verbessern,
✦ erwachsenenpädagogische Auf-
gaben besser zu erfüllen,
✦ vor der Öffentlichkeit Rechen-
schaft über ihre Arbeit abzulegen.
Qualitätsentwicklung ist ein Marken-

zeichen öffentlich geförderter Erwachse-
nenbildung in Niedersachsen. Der Ein-
satz unterschiedlicher Qualitätssiche-
rungs- und Qualitätsentwicklungsstrate-
gien entspricht durchaus ihrem plurali-
stischen Charakter. Die Vielfalt trägt
aber auch der Tatsache Rechnung, daß
Qualität selbst ein multiples Konzept ist,
das sich nicht allein durch verallge-

meinerbare einheitliche Standards aus-
weist, sondern diskursiv und prozeßori-
entiert gestaltet werden muß. 

Ein von allen Landesorganisationen
und Landeseinrichtungen anerkannter
Grundsatz ist, daß Qualität der Bil-
dungsarbeit nicht allein durch vorgege-
bene Normen garantiert werden kann,
sondern als Entwicklung einrichtungs-
und aufgabenspezifisch zu realisieren
ist. Konstitutiv ist dabei das Zusammen-
wirken und die Förderung der Kompe-
tenz aller in den Einrichtungen Tätigen
und Lernenden. Qualität ist an organisa-
torische, finanzielle, institutionsspezifi-
sche und örtliche Rahmenbedingungen
gebunden, die der ständigen Überprü-
fung und Anpassung bedürfen. Sie kann
daher nicht ein für alle mal verbindlich
festgestellt und bescheinigt, sondern

Qualitätsentwicklung und Evaluation in der 
Niedersächsischen Erwachsenenbildung 

Stellungnahmen des nbeb 

D



✦ die Erfüllung gesetzlicher Rege-
lungen.
Qualitätsentwicklung hat somit die

Institution und ihre Bildungsarbeit als
Einheit zum Gegenstand zu machen. Sie
ist Bestandteil einer kontinuierlichen
Organisationsentwicklung. Qualität be-
darf aber auch verläßlicher Planungsda-
ten und einer gesicherten Grundausstat-
tung an Ressourcen durch die Träger
und die öffentliche Hand, ohne die eine
systematische und langfristige Entwick-
lungsarbeit nicht möglich ist.

Qualitätsentwicklung ist eng verbun-
den mit einer Evaluation, die im weite-
sten Sinne als ein Vorgang des Bewer-
tens zu verstehen ist. Dabei können ex-
terne Beratung, Begleitung und Begut-
achtung wichtige Instrumente in sol-
chen Prozessen sein. Evaluation setzt
auf die Selbststeuerung im Rahmen vor-
gegebener gesetzlicher Regelungen ei-
nerseits und ausgewiesener fachlicher
Aufgabenverständnisse andererseits.
Die damit verbundene Transparenz ver-
stehen die anerkannten Einrichtungen
der Erwachsenenbildung als einen be-
rechtigten Anspruch der Öffentlichkeit
und als eine Grundlage für eine landes-
politische Diskussion über die Struktu-
ren und Perspektiven der Weiterbildung
in Niedersachsen.

BBeesscchhlluußß::
Zur weiteren Entwicklung und Beför-

derung der Qualitätsbemühungen ver-

ständigen sich die im Niedersächsi-
schen Bund zusammengeschlossenen
Einrichtungen wie folgt:

11.. Die oben formulierten Leitsätze
werden verabschiedet und der Landes-
regierung und Öffentlichkeit vorgelegt.

22.. Die Mitglieder des nbeb doku-
mentieren die von ihnen praktizierten
Verfahren der Qualitätsentwicklung und
berichten über Maßnahmen und Ergeb-
nisse. Diese Dokumentation wird als An-
lage den o. a. Leitsätzen angefügt.

33.. Jährlich findet im Rahmen der Mit-
arbeiterfortbildung eine trägerübergrei-
fende Fachtagung zu Fragen von Qua-
litätsentwicklung und Evaluation statt,
zu der der nbeb einlädt.

44.. Die von der Arbeitsgruppe „Qua-
litätssicherung“ erarbeiteten Kriterien
zur Mitarbeiterfortbildung werden ver-
abschiedet.

Der Niedersächsische Bund für freie
Erwachsenenbildung verabschiedete am
10. Dezember 1998 dieses Positionspa-
pier und die Mitgliedsorganisationen
legten ihre Dokumentationen vor. In die-
ser Ausgabe unseres Magazins veröf-
fentlichen wir die Berichte von ARBEIT
UND LEBEN und des BNW. Die Berichte
der anderen Mitglieder wurden bereits
in vorherigen Ausgaben des nbeb-Maga-
zins veröffentlicht. Weitere Beiträge fol-
gen.
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muß im Arbeitsalltag angewendet, kon-
trolliert, nachgewiesen und ständig ver-
bessert werden. An diesen Leitideen
sind alle Qualitätsbemühungen zu mes-
sen. Entsprechend sind die Konzepte,
Verfahren und Instrumente zu wählen,
zu erproben und anzuwenden. Je nach
Ausgangslage, Arbeitsprofilen und spe-
zifischen einrichtungsbezogenen Pro-
blemlagen können dabei unterschied-
liche Arbeitsansätze gewählt werden.

Prozeß und Ziel sind für jede prakti-
sche Qualitätsentwicklung gleicher-
maßen entscheidend. Daher kommt der
ständigen, in der Alltagspraxis veranker-
ten Qualitätsarbeit eine hervorragende
Bedeutung zu. Das Augenmerk ist dabei
gleichermaßen zu richten auf:

✦ die Organisation und die Struktu-
ren der Einrichtungen,
✦ die äußeren Rahmenbedingungen 
der Bildungsarbeit,
✦ die Orientierung an den An-
sprüchen, Interessen und Lebensla-
gen der Bevölkerung und der Teil-
nehmenden,
✦ die Programm- und Veranstal-
tungsplanung,
✦ die fachlich-inhaltliche Fundie-
rung der Programme,
✦ die Lernprozesse,
✦ die Förderung und Fortbildung 
des haupt- und nebenberuflichen 
Personals,
✦ die Mittelbewirtschaftung,
✦ die Ergebnisbewertung

A
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Qualitätsentwicklung bei 
ARBEIT UND LEBEN Niedersachsen

In der Vergangenheit war Qua-
litätssicherung bei ARBEIT
UND LEBEN, wie bei anderen
Einrichtungen auch, durch die
formalen Anforderungen des
Erwachsenenbildungsgeset-
zes bestimmt, das für die Vor-
bereitung, Durchführung,
Nachbereitung usw. von Bil-
dungsveranstaltungen Min-
deststandards setzte, die oh-
nehin eingehalten werden
mußten. Daneben gab es
durch Praktikaten/Diploman-
den durchgeführte gezielte
Auswertungen von Teilberei-
chen wie z. B. von Bildungsur-
laubsseminaren, Mitarbeiter-
fortbildungsmaßnahmen oder
spezifischen Projekten.

In jüngster Zeit wurde außerdem ein
Forschungsprojekt von ARBEIT UND LE-
BEN initiiert, das u. a. die Erfahrungen
von Teilnehmerinnen von Bildungsur-
laubsseminaren auswertet und dessen
Ergebnisse für unsere zukünftige Bil-
dungsarbeit fruchtbar gemacht werden
sollen. Dieses Projekt wird von der Ar-
beitsgruppe für interdisziplinäre Sozial-
strukturforschung an der Universität
Hannover (agis) durchgeführt und vom
Land Niedersachsen gefördert. Dieses
Projekt steht kurz vor seinem Abschluß.

Die bundesweite Diskussion um
Qualitätssicherung in der Weiterbildung
hatte darüber hinaus dazu geführt, daß
schon vor zwei Jahren auf einer Klausur-
tagung der pädagogischen Mitarbeite-
rinnen über die Qualitätsentwicklung
bei ARBEIT UND LEBEN beraten und er-

ste Überlegungen über ein entsprechen-
des Konzept gemacht wurden. Das neue
Erwachsenenbildungsgesetz, an dessen
Beratung ARBEIT UND LEBEN aktiv be-
teiligt war, hat mit der Evaluierungsvor-
schrift einen neuen Rahmen gesetzt, der
dazu geführt hat, daß ARBEIT UND LE-
BEN seine Anstrengung zur Qualitäts-
entwicklung verstärkt hat.

Zu Beginn des Jahres 1997 wurde ei-
ne Steuergruppe Qualitätsentwicklung
eingerichtet, die zunächst die unter-
schiedlichen Evaluationskonzepte be-
traten und Grundsätze über die Qualität-
sentwicklung bei ARBEIT UND LEBEN
formuliert hat. Diese Arbeitsergebnisse
wurden auf einer Klausurtagung der
pädagogischen Mitarbeiter zusammen
mit ersten Überlegungen zu einem Qua-
litätsentwicklungskonzept diskutiert. Zu
den wichtigsten Grundsätzen gehören:

11..  QQuuaalliittäättsseennttwwiicckklluunngg  iisstt  TTeeiill  vvoonn
OOrrggaanniissaattiioonnsseennttwwiicckklluunngg  bbeeii  AARRBBEEIITT
UUNNDD  LLEEBBEENN

Damit wird betont, daß mit der Qua-
litätsentwicklung auch ein Umbau von
betrieblichen Strukturen einhergehen
kann und also ein umfassender Ansatz
von Qualitätsentwicklung beabsichtigt
ist.

22..  QQuuaalliittäättsseennttwwiicckklluunngg  ssoollll  ssiicchh  aauuff  ddeenn
GGeessaammttbbeettrriieebb  bbeezziieehheenn

Damit wird hervorgehoben, daß alle
Bildungsbereiche, also die politische,
berufliche und allgemeine Bildung und
auch die Verwaltung einbezogen werden
soll.

33..  QQuuaalliittäättsseennttwwiicckklluunngg  wwiirrdd  aallss  PPrroozzeeßß
bbeeggrriiffffeenn  ((lleerrnneennddee  OOrrggaanniissaattiioonn))

Hiermit wird betont, daß es um ei-
nen Entwicklungsprozeß geht, der prin-
zipiell nie abgeschlossen ist und des-
halb eine permanente Einrichtung dar-
stellt.

44..  QQuuaalliittäättsseennttwwiicckklluunngg  wwiirrdd  bbeetteeiillii--
gguunnggssoorriieennttiieerrtt  dduurrcchhggeeffüühhrrtt..

Damit wird unterstrichen, daß die
Schritte der Qualitätsentwicklung mit
den Beschäftigten kommuniziert wer-
den. Eine erfolgreiche Qualitätsentwick-
lung ist nur mit Unterstützung und voller
Akzeptanz aller Beschäftigten möglich.

55..  DDaass  SSeellbbssttvveerrssttäännddnniiss  vvoonn  AARRBBEEIITT
UUNNDD  LLEEBBEENN  mmuußß  eeiinnbbeezzooggeenn  sseeiinn..

ARBEIT UND LEBEN hat einen Sat-
zungsauftrag und eine Geschichte, die
bei der Entwicklung von Kriterien der
Qualitätssicherung einbezogen werden
müssen. Dabei gilt es auch zu überprü-
fen, ob ursprüngliche Ziele noch zeit-
gemäß sind und gegebenenfalls verän-
dert werden müssen (Leitbilddiskus-
sion).

SSttäärrkkee--SScchhwwääcchheenn--AAnnaallyyssee  bbeeii  AARRBBEEIITT
UUNNDD  LLEEBBEENN  uunndd  wweeiitteerree  SScchhrriittttee..

Um ein fundiertes Qualitätsentwick-
lungskonzept zu formulieren, wurde in
der Steuerungsgruppe vorgeschlagen
und von der pädagogischen Leitung ent-
schieden, zunächst das Institut für Ent-
wicklungsplanung und Strukturfor-
schung der Universität Hannover (IES)
mit einer umfassenden Stärke-Schwä-
chenanalyse von ARBEIT UND LEBEN zu
beauftragen.



zur Grundlage eines zukünftigen Qualifi-
zierungskonzepts gemacht. Ein weiterer
Arbeitsschwerpunkt wird die Entwick-
lung eines Leitbildes sein, das in Ab-
stimmung mit den Untergliederungen
erarbeitet werden soll.

33.. Außerdem ist in der Steuergruppe
QE ein Umsetzungsplan für die Empfeh-
lungen erarbeitet worden, die nicht dem
Themenfeld Personalentwicklung/Mitar-
beiterqualifizierung zuzuordnen sind,
sondern sich auf den Bereich der
Führung, der Informationspolitik, der
Außendarstellung, der Seminarqualität
usw. beziehen.
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Die Analyse sollte auch Empfehlun-
gen für Ansatzpunkte einer Qualitäts-
entwicklung beinhalten, deren Umset-
zung dann betriebsintern beraten wer-
den muß. Die Federführung bei der Stär-
ke-Schwächenanalyse lag bei Dr. Dieter
Gnahs. Ende 1997 wurde diese Untersu-
chung abgeschlossen. Sie fußt auf einer
landesweiten Befragung hauptamtlicher
und ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter von ARBEIT UND
LEBEN, von SeminarteilnehmerInnen
und Kooperationspartnern. Die Ergeb-
nisse der Analyse wurden strukturiert
nach den Dimensionen Führung, Leit-
bild/Unternehmenspolitik, Mitarbeitero-
rientierung, Ressourcen, Planung und
Entwicklung, Kundenzufriedenheit/Kun-
denorientierung und Leitungsprozesse,
Gesellschaftliche Verantwortung/Image.
Zu diesen Dimensionen wurden vom IES
Handlungsempfehlungen formuliert, die
dann Gegenstand weiterer Beratungen
im Steuerkreis Qualitätssicherung wur-
den.

Hier wurden bisher folgende Umset-
zungsschritte vereinbart und inzwischen
teilweise realisiert:

11.. Die Ergebnisse der Stärke-Schwä-
chen-Analyse, ein erstes Zwischener-
gebnis des agis-Projektes, sowie darauf
bezogene realisierte und geplante Um-
setzungsschritte wurden in einer Bro-
schüre „Bildung in Bewegung - Qualität-
sentwicklung bei der BV ARBEIT UND LE-
BEN Niedersachsen e. V.“ dargestellt,
die im Juni ´98 veröffentlicht wurde.

22.. Das Themenfeld Personalentwick-
lung/Mitarbeiterqualifizierung, das sich
durch verschiedene Handlungsempfeh-
lungen der IES durchzieht, wurde in
5 Workshops mit den Beschäftigten an-
gegangen. In diesen Workshops wurde
eine Qualifikationsbedarfserhebung
und eine arbeitsplatzbezogene Problem-
analyse durchgeführt. Die Ergebnisse
dieser Workshops, die den Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern inzwischen zu-
gegangen sind, werden von der Steue-
rungsgruppe Qualitätsentwicklung (QE)

Qualitätssicherung im BNW - 
Kunden- und Praxisorientierung als Qualitätsmaßstab

Die Einführung von standardi-
sierten Qualitätsmanage-
mentsystemen nach DIN EN
ISO 9000 ff in der Weiterbil-
dung hat bei vielen Institutio-
nen der Erwachsenenbildung
das Bewußtsein um die Wich-
tigkeit qualitätssichernder
Maßnahmen in besonderer
Weise geschärft. Mit dem In-
krafttreten des novellierten
EBG 1997 widmete man sich -
zumindest  in Niedersachsen -
auch von staatlicher Seite ver-

schiedene Qualitätsstandards formu-
liert, zu denen sind die Mitglieder der
GBW freiwillig verpflichteten.

Mit dem BNW-Slogan „BetriebsNah
Weiterbilden“ wird seit vielen Jahren
programmatisch einer engen Verzah-
nung von Theorie und Praxis Ausdruck
verliehen. Der Leitgedanke unterstreicht
gleichzeitig den Nutzen und damit die
besondere Qualität des Angebotes für
den Kunden. Jugendliche und Erwachse-
ne, Fach- und Führungskräfte, Beschäf-
tigte und Arbeitslose erhalten in enger
Zusammenarbeit mit Unternehmen
durch Praxis und Schulungen anwen-
dungsbezogenes Wissen. Damit werden
vielen Menschen neue berufliche Per-
spektiven eröffnet und gleichzeitig wird
ein wertvoller Know-How-Transfer in die
Unternehmen geleistet.

stärkt Fragen der Qualität in
der Weiterbildung und löste
damit bei vielen anerkannten
Einrichtungen umfangreiche
Aktivitäten zur Qualitätsent-
wicklung aus.

Im BNW haben Qualitätselemente
ungeachtet verschiedener äußerer Im-
pulse zur Intensivierung der Qualitäts-
diskussion immer eine herausragende
Bedeutung in allen Fortbildungsveran-
staltungen, -seminaren und -projekten
gespielt. Bereits 1989 wurden mit Grün-
dung der „Gütegemeinschaft Bildungs-
einrichtungen der Wirtschaft“ (GBW),
die vom BNW mitinitiiert wurde, ver-
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Dieser Anspruch bedeutet in der Pra-
xis, ein qualitativ hochwertiges Bil-
dungsangebot vorzuhalten, das den
Wünschen und Erwartungen der unter-
schiedlichen Zielgruppen und Kunden
des BNW entspricht. Kundenorientie-
rung, Praxisnähe und Verbraucherschutz
sind daher die konstitutiven Qualitäts-
merkmale im BNW.

Die differenzierten Ansprüche von
Zielgruppen und Auftraggebern lassen
sich wie folgt darstellen:

KKuunnddee  //  ZZiieellggrruuppppeenn
ZZiieellsseettzzuunngg  //  AAnnffoorrddeerruunnggeenn

ÖÖffffeennttlliicchhee  AAuuffttrraaggggeebbeerr
(Arbeitsamt, Kommunen, LVA, Bun-

deswehr)/Arbeitslose
Integration der Teilnehmer in den
Arbeitsmarkt. Inhaltlich breit ge-

fächertes Bildungsangebot, das praxis-
nah und allgemein verwertbar ist.

FFiirrmmeenn//BBeesscchhääffttiiggttee
Vermittlung fachspezifischer und all-

gemeinberuflicher Inhalte mit hoher Pra-
xisrelevanz. Forderung nach unmittelba-
rem Wissenstransfer und Anwendungs-
bezug.

PPrriivvaattppeerrssoonneenn//BBeesscchhääffttiiggttee
Erhöhung der beruflichen Mobilität

durch abschlußorientierte, berufsnahe
Aufstiegsfortbildung. Anstreben hoher-
Erfolgsquoten.

WWeesseennttlliicchhee  EElleemmeennttee  zzuurr  QQuuaalliittäättss--
ssiicchheerruunngg  ssiinndd  ((AAuusswwaahhll))::

✦ Mitarbeiter- und Referentenaus-
wahl, Kriterien: fachliche und 
pädagogische Eignung, Praxiserfah-
rung, Referenzen
✦ Hoher Anteil hauptamtlich be-
schäftigter Mitarbeiter
✦ Regelmäßige Fortbildung der 
haupt- und nebenamtlichen Lehr-
kräfte
✦ Erwachsenengerechte Ausstat-
tung der Unterrichtsräume und de-
ren ständige Verbesserung
✦ Transparenz des Angebotes durch 
umfassende schriftliche Ausschrei-
bungsunterlagen für Interessenten 
und Teilnehmer: 
Ziel, Inhalt, Methode, Umfang, Vor
aussetzungen, max. TN, Gebühren 

incl. NK, Rücktrittsmodalitäten etc. 
✦ Marktgerechte Themenauswahl 
(ggf. Rückversicherung bei Kunden)
✦ Regelmäßiger Meinungsaus-
tausch mit Kunden über betriebliche 
Qualifikationsanforderungen 
✦ Regelmäßige schriftliche Beurtei-
lung durch Teilnehmer (feed-back-
Bogen), Schwerpunkt: Qualität des 
Referenten. Auswertung der Beurtei-
lung mit Referenten gemeinsam.
✦ Ständige Beratung und Betreuung 
der Teilnehmer in Langzeitmaßnah-
men
✦ Lernerfolgskontrollen in ab-
schlußorientierten Lehrgängen
✦ Regelmäßige Workshops der Mit
arbeiter zu internen Arbeitsprozes-
sen: Herstellen von Transparenz, 
Schwachstellenanalyse, Prozeßopti-
mierung (kundenorientiert)
✦ Einhaltung von Qualitätsforderun-
gen der Kunden. Diese unterliegen 
ständiger Überprüfung, z. B. durch 
die Bundesanstalt für Arbeit.
Künftig gilt es, insbesondere im Rah-

men der Mitarbeiterworkshops zu Ab-
laufanalyse und 

-verbesserung verschiedenste
Aspekte der Qualitätsoptimierung stär-
ker zu berücksichtigen („KVP“). Gegenü-
ber den Kunden und Interessenten wird
die Darstellung des Bildungsangebotes
im Internet zu mehr Transparenz auch in
der Qualität führen. Den Erwartungen
der Kunden hinsichtlich Qualität der an-
gebotenen Produkte und Dienstleistun-
gen zu entsprechen, wird auch in Zu-
kunft entscheidend für Akzeptanz und
Markterfolg der BNW-Angebote sein.
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